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UVEK Eidgendssisches Departement fur Umwelt, Verkehr, Energie und
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VBS gidg?néssische Departement fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz und

por

UNO Organisation der Vereinten Nationen

KVF-NR Kommission fur Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrates

SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Standerates

BSV Bundesamt fur Sozialversicherungen

UREK-NR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates

RK-SR Kommission fur Rechtsfragen des Standerates

OECD Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates

KVF-SR Kommission fur Verkehr und Fernmeldewesen des Standerates

BAKOM Bundesamt fir Kommunikation

POG Postorganisationsgesetz

NAF Fonds fur die Nationalstrassen und den Agglomerationsverkehr

EU Europaische Union

EVD Eidgendssisches Departement fir Wirtschaft, Bildung und Forschung

BAV Bundesamt fur Verkehr

SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft

ASTRA Bundesamt flr Strassen

GEAK Gebaudeenergieausweis der Kantone

RTVG Bundesgesetz Uber Radio und Fernsehen

WEA Weiterentwicklung der Armee

BGST Bundesgesetz Uber die Sicherheitsorgane der Transportunternehmen im
offentlichen Verkehr

PG Postgesetz

VCS Verkehrs-Club der Schweiz

AdA Angehorige(r) der Armee

RS Rekrutenschule

WEKO Wettbewerbskommission

DETEC Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et
de la communication

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

ONU Organisation des Nations unies

CTT-CN Commission des transports et des télécommunications du Conseil
national

CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats

OFAS Office fédeéral des assurances sociales

CEATE-CN  Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil national

CAJ-CE Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national

CTT-CE Efrtnmission des transports et des télécommunications du Conseil des

ats

OFCOM Office féderal de la communication

LOP Loi sur I'organisation de la Poste

FORTA Fonds pour les routes nationales et le trafic d’agglomération

UE Union européenne

DFE Département fédéral de I'économie, de la formation et de la recherche

OFT Office fédéral des transports

SSR Société suisse de radiodiffusion

OFROU Office fédeéral des routes

CECB Certificat énergétique cantonal des batiments

LRTV Loi fédérale sur la radio et la télévision
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DEVA Développement de I'armée

LOST Loi fédérale sur les organes de sécurité des entreprises de transports
publics

LPO Loi sur la poste

ATE Association transports et environnement (ci-devant AST)

Militaire Militaire

ER Ecole de recrues

coMco Commission de la concurrence
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HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
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DATUM: 24.09.2008
HANS HIRTER

MOTION
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HANS HIRTER

MOTION
DATUM: 18.03.2010
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Strafrecht

Der Nationalrat war mit der Anderung einverstanden, welche der Standerat im Vorjahr
an der Motion von Evi Allemann (sp, BE) bezlglich der Meldepflicht fiir gewalttatige
Vorgange vorgenommen hatte. '

Stimm- und Wahlrecht

Nationalratin Evi Allemann (sp, BE) wollte den Erfolg des Stimmrechtsalters 16 aus dem
Kanton Glarus nutzen, und reichte eine parlamentarische Initiative fur eine
entsprechende Senkung auf nationaler Ebene ein. Die Staatspolitische Kommission des
Nationalrats beschloss Ende November mit einem Mehr von 11 zu 10 Stimmen, dieser
Initiative Folge zu geben. ?

Die Staatspolitische Kommission des Nationalrats hatte im Herbst 2007 die
parlamentarische Initiative Allemann (sp, BE) fir eine Senkung des aktiven
Stimmrechtalters auf 16 Jahre unterstitzt. Nachdem sich die Schwesterkommission
des Standerates im Januar des Berichtsjahres aber mit neun zu drei Stimmen dagegen
ausgesprochen hatte, kam sie auf ihren Entscheid zurlck. Sie empfahl dem Plenum nun
mit 15 zu 8 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben. Dabei Ubernahm sie das
Hauptargument des Bundesrates, dass nicht Uber politische Fragen entscheiden solle,
wer nicht auch rechtlich als entscheidungsfahig gelte. Zudem sprach sich die
Kommissionsmehrheit auch gegen unterschiedliche Alterslimiten fur das aktive und das
passive Wahlrecht aus. Neben der geschlossenen SP und der fast einstimmigen GP
unterstlitzten bloss vereinzelte Blrgerliche den Vorstoss, der mit 107 zu 61 Stimmen
abgelehnt wurde. *

Kriminalitat

Der Nationalrat Uberwies eine Motion Hochreutener (cvp, BE) flur ein Verbot des
Verkaufs von gewalttatigen Computerspielen (so genannte Ego-Shooter) an Kinder und
Jugendliche. Obwohl der Bundesrat fir Ablehnung plédierte, weil die rechtlichen
Grundlagen fur ein Verbot fir die Darstellung von grausamer Gewalt bereits bestehen
und Verkaufseinschrankungen unter dem Aspekt des Jugendschutzes in der Kompetenz
der Kantone liegen, Uberwies der Nationalrat den Vorstoss. Noch weiter geht eine vom
Nationalrat ebenfalls gutgeheissene Motion (09.3422) Allemann (sp, BE), die ein
grundséatzliches Verbot der Herstellung, des Verkaufs und der Weiterverbreitung von
Computerspielen fordert, bei denen ,grausame Gewalttatigkeiten gegen Menschen und
menschendhnliche Wesen zum Spielerfolg beitragen™. In der Herbstsession
verabschiedete der Nationalrat auch noch ein Postulat Schmid-Federer (cvp, ZH),
welches vom  Bundesrat einen  Forschungsbericht zum  grundséatzlichen
Gefahrdungspotential von Computerspielen, namentlich auch in Bezug auf Suchtgefahr,
fordert. *

Der Standerat Uberwies in der Frihjahrssession zwei Motionen, die ein Verbot von
gewaltbeinhaltenden Computerspielen fordern. Wéhrend die Motion Hochreutener
(cvp, BE) den Verkauf verbieten will, fordert die Motion Allemann (sp, BE) ein
grundsatzliches Verbot der Herstellung, des Verkaufs und der Weiterverbreitung. Der
Nationalrat hatte beide Motionen bereits 2009 angenommen. Alle Jungparteien hatten
sich gegen ein Verbot ausgesprochen. Auch der Bundesrat hatte beide Motionen
abgelehnt. Problematisch dirfte die Umsetzung eines Verbots insbesondere bei
Online-Spielen werden. °
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.12.2010
MARC BUHLMANN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2014
MARC BUHLMANN

WAHLEN
DATUM: 19.10.2003
ROMAIN CLIVAZ

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Auch die beiden parlamentarischen Initiativen - von Hiltpold (fdp, GE) sowie der griinen
Fraktion (10.412) - wurden von der grossen Kammer auf Antrag der Staatspolitischen
Kommission (SPK-NR) abgelehnt. Beide Vorstdsse hatten eine Listenwahl des
Bundesrates gefordert, um das Einzelkdmpfertum mit einer teamfahigen Regierung zu
ersetzen. Eine Listenwahl hatte bedingt, dass sich die Parteien mit Anspruch auf
Regierungsbeteiligung, auf der Basis eines gemeinsamen Programms hatten
zusammenschliessen mussen. Die SPK-NR hatte geltend gemacht, dass eine solche
Anderung das gesamte politische System der Schweiz verandern wirde. Die
Ratsmehrheit (121:48 Stimmen) folgte diesem Argument und lehnte beide Vorlagen ab. ¢

Volksrechte

Ein altes, immer wieder vorgebrachtes Begehren, die Einfiihrung einer
Gesetzesinitiative, war Gegenstand einer parlamentarischen Initiative Hiltpold (fdp,
GE). Bereits 1987, 2004 und 2009 waren ahnliche Vorstdsse eingereicht worden. Der
Genfer Nationalrat machte geltend, dass die Volksinitiative als immer beliebteres
Instrument nicht geeignet sei fur Anliegen, die eine Gesetzesanderung anregen
mochten: Detailbestimmungen hatten in der Verfassung nichts zu suchen, das
Prozedere von Annahme einer Initiative bis hin zu einer Gesetzesvorlage sei lang und
die Umsetzung haufig schwierig. Das kdnne aber nicht den Initianten angelastet werden,
weil sie ja gar keine andere Moglichkeit hatten, als via Verfassungsinitiative Einfluss zu
nehmen. Zudem existiere die Gesetzesinitiative auf kantonaler Ebene und werde dort
geschatzt und ohne Probleme genutzt. Die SPK-NR lehnte das Begehren ab. Die
Umsetzung ware noch komplizierter als bei der 2009 wieder abgeschafften allgemeinen
Volksinitiative. Zudem koénnte die Bundesversammlung nicht mehr autonom
entscheiden, auf welcher Stufe ein Begehren umgesetzt werden soll. Die Ausarbeitung
von Gesetzestexten, die mit Ubergeordnetem Recht kompatibel sind, und vor allem die
Uberpriifung dieser Kompatibilitast waren zu grosse Anforderungen an die
Initiativkomitees und das Parlament. Ein weiteres in der Debatte vorgebrachtes
Argument war die Schwachung der Kantone, weil eine Gesetzesinitiative kein
Standemehr bedingen wurde. Der Nationalrat gab, seiner Kommission folgend, der
Initiative mit 116 zu 61 Stimmen keine Folge. Obwohl das Anliegen von einem FDP-
Parlamentarier stammte, wurde es nur von den geschlossenen Fraktionen der SP und
der GP, sowie von drei FDP-Abgeordneten unterstitzt. Acht Mitglieder der FDP-
Fraktion enthielten sich der Stimme.’

Wahlen
Eidgendssische Wahlen

En vertu du dernier recensement, le canton de Berne (26 siéges) a di abandonner un
siege et n"élire ainsi que 26 représentants du peuple. L'UDC est demeurée le principal
parti avec 29,6% des suffrages (progression d’un point) et a confirmé ses huit siéges. Si
la représentation démocrate du centre n'est composée que d'une femme, celle des
socialistes (28% des voix) comptera quatre personnes de chaque sexe. L'élection de
Simonetta Sommaruga au Conseil des Etats, ainsi que les départs de Stephanie
Baumann et d’Alexandre Tschappat, ont permis I'accession au Conseil national de la
benjamine du parlement Evi Allemann, ainsi que du vice-président du syndicat FTMH
André Daguet. Le parti radical (14,8%, baisse de 2,4), malgré son apparentement avec
I'UDC, a perdu un siege au Conseil national. De plus, le président du Nouveau
mouvement européen Suisse (NOMES), Marc Suter, a perdu sa place au profit de la
jeune Christa Markwalder (année de naissance 1975). Les autres partis ont maintenu
leurs positions. Les Verts ont gardé leurs deux sieges, les évangéliques, I'UDF, les DS
ainsi que le PDC ont sauvé le leur. Ce dernier parti ne doit son maintien qu’'a
'apparentement tactique passé avec la Liste romande, formée d’autonomistes
jurassiens de tous les bords politiques. Le candidat sortant Remo Galli a cependant été
battu par le revenant Norbert Hochreutener, déja conseiller national de 1995 a 1999 et
membre de la direction de I’Association suisse d’Assurances. ®
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WAHLEN
DATUM: 31.12.2003
ROMAIN CLIVAZ

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ

L'age moyen des membres de la Chambre basse est passé de 50,7 & 51,6 ans. Les
hommes (52,4 ans) sont plus 4gés que les femmes (47,6 ans) et la gauche plus jeune que
la droite. La plus haute moyenne est celle des radicaux (53,3 ans) devant 'UDC (52,4), le
PDC (50,4), les Verts (49,8) et enfin le PS (48,8). En vertu d’une nouvelle réglementation,
ce n’est plus le doyen de I"'assemblée qui en a fait le discours constitutif, 'UDC bélois
Jean Henri Dunant (classe 1934), mais le plus ancien en fonction, 'UDC zurichois
Christoph Blocher élu depuis 1979. La deuxieme personne a prononcer un discours lors
de la premiére séance a été la benjamine du Conseil national, la socialiste bernoise Evi
Allemann (classe 1978). 7

Im Kanton Genf versuchten bei den Nationalratswahlen 2015 178 Kandidierende einen
der elf Sitze zu erobern. Somit blieb die Anzahl der Anwarter auf die Sitze im Vergleich
zu 2011 fast gleich, wahrend die Listenzahl weiter auf insgesamt 26 anstieg (2011: 22).
Bemerkenswert konstant war Uber die Jahre der Frauenanteil auf den Genfer Listen
gewesen, der anldsslich der jetzigen Wahlen 37.1% betrug. Im linken politischen Lager
schlossen sich alle Kréfte - die SP, die Grinen und das Ensemble & Gauche - zu einer
Verbindung zusammen. Die politische Mitte tat es der Linken gleich, wobei CVP, GLP,
BDP und auch die Mitte-Rechts-Partei FDP ihre Listen verbanden. Am rechten Rand
schlossen sich die SVP und das Mouvement citoyens genevois (MCG) zusammen,
nachdem beide bei den Wahlen 2011 noch alleine angetreten waren. Zu ihnen gesellte
sich die EDU als dritte Partnerin.

Nicht mehr zur Wahl stellten sich 2015 nur gerade zwei, aber daflir sehr profilierte
Nationalratsmitglieder. Auf der einen Seite trat Maria Bernasconi von der SP zurlck,
welche seit 1995 im Nationalrat vertreten war - wenn auch mit vierjahriger
Unterbrechung zwischen 1999 und 2003. Auf der anderen Seite musste der grune
Nationalrat und ehemalige Parteiprésident Ueli Leuenberger aufgrund der
parteiinternen Amtszeitbeschrankung auf eine erneute Kandidatur verzichten. Der
Rucktritt beider Kandidierenden machte die schwierige Situation fur die linken Parteien
nicht gerade einfacher. Die SP nominierte ihre beiden bisherigen Vertreter, Carlo
Sommaruga und Manuel Tornare, sowie neun weiter Kandidierende - unter ihnen sechs
Frauen. Die Grlnen versuchten den Abgang Leuenbergers unter anderem mit der
jungen Présidentin der Genfer Sektion, Lisa Mazzone, zu kompensieren. Im Allgemeinen
wurde aber mit Verlusten fur Rot-Grin gerechnet, nicht zuletzt aufgrund des guten
Abschneidens der CVP und FDP bei den Kommunalwahlen im Frihjahr. Die FDP machte
sich dementsprechend Hoffnungen neben den bisherigen Sitzen von Christian Luscher
und Hugues Hiltpold noch einen dritten zu erobern. Aber auch die vereinte Alternative
Linke hatte es darauf abgesehen, allenfalls der SP oder den Grinen ein Mandat
abzujagen. Die SVP trat mit Céline Amaudruz und Yves Nidegger zur Wahl an, wéhrend
ihr Listenpartner MCG den Sitz von Roger Golay zu verteidigen suchte. Im Genfer
Wahlkampf war zu spulren, dass - mehr noch als in anderen Kantonen - das
Abstimmungsergebnis zur Masseneinwanderungsinitiative vom Februar 2014 nachhallte.
Die absehbare Umsetzung der Initiative stiess im Grenzgéngerkanton Genf auf
besonderes Interesse.

Am Wahltag erflllten sich die Hoffnungen der FDP auf einen Sitzgewinn. Die
Freisinnigen wurden mit 20.5% (+1.9 Prozentpunkte) neu stérkste Kraft und eroberten
mit Benoit Genecand einen dritten Sitz. Auf den zweiten Platz verwiesen wurden die
Sozialdemokraten, trotz einer leichten Steigerung auf 19.9% (+0.8 Prozentpunkte). Die
SP schaffte es aber den Rdicktritt von Bernasconi mit dem Einzug von Laurence
Fehlmann Rielle zu kompensieren. In den sauren Apfel beissen mussten die Grlnen,
welche 2.5 Prozentpunkte verloren (neu: 11.5%) und nur noch ein Mandat behalten. Lisa
Mazzone verdréngte zudem parteiintern Anne Mahrer, welche 2013 fir Antonio Hodgers
nachgerilckt war. Die SVP steigerte sich auf 17.6% (+1.6 Prozentpunkte) und die CVP auf
12.1% (+2.3 Prozentpunkte). Beide Parteien verteidigten damit ihre Sitze - im Fall der
CVP jener von Guillaume Barazzone. Zu den Verlierern gehorten neben den Griinen
auch das MCG (-1.9 Prozentpunkte) und das Ensemble a Gauche (-0.4 Prozentpunkte).
Das MCG konnte seinen Sitz aber behaupten. Die Genfer Delegation setzt sich nach
dem Wahlsonntag somit folgendermassen zusammen: 3 SP, 3 FDP, 2 SVP, 1 GPS, 1 CVP
und 1 MCG. Die Wahlbeteiligung betrug magere 42.9%, wahrend der Frauenanteil der
Delegation weiterhin bei 27% verbleibt.
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 03.10.2008
ELIE BURGOS

MOTION
DATUM: 17.11.2004
ELIE BURGOS

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.11.2009
SEBASTIEN SCHNYDER

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Au Conseil des Etats, I'entrée en matiere a été acquise sans opposition. Une minorité
emmenée par Gisele Ory (ps, NE), a proposé que le Conseil fédéral informe de maniéere
réguliere le parlement sur |'état de la sécurité aux frontiéres extérieures de I'UE et sur
la participation de la Suisse aux activités de contrdle. Les députés ont cependant rejeté
cette proposition par 26 voix contre 9. Au vote sur I'ensemble, le projet a été adopté a
['unanimité. Au Conseil national, une minorité emmenée par Geri Miller (pe, AG), mais
également soutenue par des députés UDC, a proposé de ne pas entrer en matiéere sur
cet objet: les uns estimant que Frontex ne permet pas de toucher aux causes des
migrations, notamment venant d'Afrique et les autres pensant que les frontieres
continueront d'étre des passoires et que les colts sont trop élevés. Cette proposition
de non-entrée en matiere a été rejetée par 96 voix contre 52. Lors de la discussion par
article, deux propositions de minorité ont été présentées. La premiére, emmenée par
Brigit Wyss (pe, SO) demandait que le Conseil fédéral adresse chaque année un rapport
aux chambres sur I'engagement du matériel et du personnel de I'administration des
douanes aupres de [|'Agence européenne pour la gestion de la coopération
opérationnelle aux frontiéres extérieures des Etats membres de I'UE. Plus modérée, la
seconde proposition, emmenée par Evi Allemann (ps, BE), demandait simplement que le
Conseil fédéral informe le parlement sur les détails des mesures internationales qui
seront prises dans le cadre de Schengen. Opposées I'une a l'autre, les députés ont
préféré la seconde, par 36 voix contre 25. Celle-ci n’a cependant pas fait le poids face a
la proposition de la majorité de la commission, cette derniére étant acceptée par 104
voix contre 55. Au vote sur I'ensemble, le plénum a adopté le projet par 82 voix contre
52. En vote final, le Conseil national a confirmé sa décision par 97 voix contre 70 (UDC
et Verts principalement) et le Conseil des Etats & I'unanimité moins une abstention. ™

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Le Conseil fédéral a recommandé au Conseil national de rejeter la motion Allemann (ps,
BE) déposée en fin d’année. Celle-ci demandait au gouvernement de faire acte de
candidature auprés de la Conférence des Parties, afin que la Suisse puisse étre le pays
hote de la future conférence de I’ONU sur le climat, et si cela était possible, déja pour
la Conférence de I’'ONU 2006, qui dressera un premier bilan des résultats du Protocole
de Kyoto. Le Conseil fédéral, pour motiver son refus, a expliqué que la future
conférence devait se tenir dans un pays africain, selon la régle établie du tournus a la
présidence de la Conférence des Parties. |l a ajouté que si la Suisse présentait une offre
hors du tournus habituel, cette position créerait une perturbation du fonctionnement
dans le cadre de I'ONU et ne serait pas comprise par les autres membres des Nations
Unies. "

Aussenwirtschaftspolitik

En novembre, l'initiative populaire du GSsA <« Pour l'interdiction d'exporter du
matériel de guerre » a été rejetée par 68,2 % des citoyens et tous les cantons.
L'initiative visait a interdire I'exportation et le transit de matériel de guerre. Elle
proposait des dispositions dérogatoires pour les armes de chasse et de sport ainsi que
pour les appareils servant au déminage humanitaire et prévoyait des dispositions
transitoires en faveur des régions et des employés touchés par les interdictions. Le
Conseil fédéral a recommandé de rejeter l'initiative car il estimait que sa politique en
matiére de controle des exportations permettait de tenir compte de tous les intéréts
concernés et qu’'une interdiction supprimerait la base existentielle de l'industrie
indigéne de défense. Il considérait toutefois que les conséquences économiques d’une
acceptation de I'initiative pour I'ensemble de la Suisse seraient modérées.

Lors de son examen au Conseil national, les groupes PDC, PLR et UDC se sont opposés
en bloc a l'initiative populaire. lls ont rappelé que la Suisse n’était pas le seul pays
exportateur de matériel de guerre et se sont alarmés des effets d'une interdiction sur
le tissu économique et la défense nationale suisse. Le député Borer (udc, SO) a estimé
que I'exportation maintenait une industrie d'armement suisse qui permettait d"assurer
la sécurité nationale. Le député Schneider-Ammann (plr, BE) a lui affirmé que les
répercussions économiques potentielles d'une interdiction toucheraient 10'000 places
de travail. L'initiative n’a ainsi été soutenue que par des députés issus des rangs

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.98 - 01.01.18



écologiste et socialiste. Ces derniers ont mis en avant des arguments éthiques et
humanitaires. Au vu de l'instabilité des pays acheteurs, ils ont estimé que les
dispositions en vigueur, interdisant I'exportation de matériel de guerre vers des pays
impliqués dans des conflits armés, ne donnaient aucune garantie a ce que le matériel
exporté ne flt vendu par la suite a des pays en crise. Les députés Allemann (ps, BE) et
Lang (pe, ZG) ont ainsi affirmé qu’il n"était pas possible de concilier la défense des
droits de I'homme et la vente de matériel de guerre. Le député Girod (pe, ZH) a lui
estimé que le maintien de places de travail ne justifiait pas une forme de commerce
fondamentalement nuisible. La cheffe du DFE, Doris Leuthard, a conclu que si I'octroi
d’une aide fédéral pendant dix ans permettant de financer une reconversion vers la
production de matériel civil avait des répercussions financieres peu prévisibles, les
conséquences d’une adoption de l'initiative pour I'industrie de I'armement et la Suisse
étaient largement prévisibles, a savoir une perte de places de travail, de savoir-faire et
de sécurité. Elle a rappelé que les droits de 'homme et le maintien de la paix étaient
des critéres déja pris en considération dans le controle des exportations de matériel de
guerre. Le Conseil national a recommandé au peuple par 131 voix contre 63 de rejeter
Iinitiative.

Au Conseil des Etats, la majorité bourgeoise a estimé que les objections d’ordre
économique, budgétaire et sécuritaire primaient sur les considérations éthiques et
humanitaires. Le sénateur Frick (pdc, SZ) a tenu a rappeler que la législation suisse en
comparaison internationale était I'une des plus restrictives dans sa surveillance des
exportations de matériel de guerre. Il a ajouté que la plupart des exportations étaient
destinées a des pays de I'OCDE qui utilisaient ce matériel dans le cadre d’opération de
maintien de la paix ou de leur propre défense. A I'opposé, le sénateur Recordon (pe,
VD) a affirmé que la mission de la Suisse n’était pas de contribuer au surarmement
mondial et que des exportations de matériel de guerre nuisaient & sa réputation
humanitaire en ne profitant que faiblement & son économie. Le Conseil des Etats a
recommandé de rejeter I'initiative par 35 voix contre 7.

La campagne a été relativement intense malgré I'attention portée essentiellement sur
Iinitiative « Contre la construction de minarets » qui était soumise a votation a la
méme date. Deux camps se sont diamétralement opposés, témoignant d’une nette
fracture entre la gauche et la droite et reprenant essentiellement les arguments
mobilisés aux chambres. Celui des partisans a I'initiative populaire réunissait le PS, les
Verts, le PdT, le PCS, le GSsA, I'Entraide protestante suisse (EPER), Caritas, la
Déclaration de Berne (DB) et I'CEuvre suisse d’entraide ouvriére (OSEO). Celui des
opposants alliait le Conseil fédéral, le PLR, le PDC, I'UDC, le PBD, les DS, I'UDF, le PDL, la
Lega, I'USAM, Economie suisse, I'USP, 'UCAPS et la société suisse des officiers. Le PEV
et les Verts libéraux ont laissé la liberté de vote tandis que les syndicats ont renoncé a
formuler une recommandation.

Le 29 novembre, le peuple a clairement refusé I'initiative par presque 70% des voix.
Tous les cantons I'ont refusé, la Suisse alémanique et les régions rurales I'ont fait de
maniéere sensiblement plus forte.

L’analyse VOX a montré que le comportement de vote a été trés fortement marqué par
le clivage gauche-droite. Plus une personne se situait & gauche, plus elle se déclarait
favorable a I'initiative. Ainsi, 82% des personnes se situant a I'extréme gauche et 57%
de celles se situant a la gauche modérée ont accepté I'initiative tandis que 84% de
celles qui se considéraient & droite I'ont rejetée. Les personnes se classant au centre
de I"échiquier politique ont rejeté I'objet a 80%. Au niveau des affiliations partisanes,
seuls les sympathisants écologistes ont approuvés de maniére quasi unanime
Iinitiative, tandis que seulement 58% de ceux socialistes ont suivi la recommandation
de vote de leur parti. Quant au bloc bourgeois, les sympathisants du PDC ont rejeté
I"'objet & 82%, tandis que ceux de I'UDC et du PLR I'ont rejeté respectivement a 87% et
88%. Au niveau des valeurs, le positionnement par rapport a I'armée a joué le rdle le
plus déterminant. Les personnes souhaitant renforcer I'armée ont rejeté l'initiative
populaire a 83% tandis que celles qui souhaitaient la réduire ont voté a 57% en sa
faveur. Au niveau des caractéristiques sociétales et géographiques, le niveau de
formation formelle a joué le plus grand réle. Ainsi, plus la formation était élevée plus la
probabilité d’adhérer a I'initiative était grande méme si I'opposition a I'initiative a été
importante dans tous les groupes: & 77% chez les personnes ayant terminé un
apprentissage et a 54% chez les diplomés d’'une haute école. Contrairement a
I'initiative du GSsA de 1989 sur la suppression de I'armée, le comportement de vote n’a
pas été lié de maniere linéaire a I'age. La tranche d’age s'opposant le plus fortement a
I'exportation de matériel de guerre a été celle de 40-49 ans (42%). Au niveau des

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.98 - 01.01.18



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 27.09.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

motifs, les partisans de l'initiative ont mobilisé des raisons principalement éthiques et
de politique étrangere, tandis que chez les adversaires la peur de perdre des places de
travail a dominé tres clairement. La crainte d’affaiblir I'armée suisse n'a été relevée que
par 12% des adversaires a l'initiative.

Votation du 29 novembre 2009

Participation : 53.4%
Oui: 837156 (31,8%) / O canton
Non : 1798132 (68,2%) / 20 6/2 cantons

Mots d’ordre :

- Oui : PS, Verts, PdT, PCS ; GSsA, Caritas, DB, OSEO.

- Non : PLR, PDC, UDC, PBD, DS, UDF, PDL, Lega ; USAM, Economiesuisse, USP
- Liberté de vote : PEV et Verts libéraux ™

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Der Bundesrat hatte 2005 in Erfillung eines Postulats erstmals Bericht Uber die
Thematik der im Ausland erbrachten privaten Sicherheitsdienstleistungen erstattet.
2010 gelangte die Frage wieder auf die Agenda, als im basel-stadtischen Handelsregister
eine entsprechende Firma eingetragen wurde. Die Sicherheitspolitische Kommission
(SiK) des Stédnderates hatte daraufhin eine Motion eingereicht und ein Bewilligungs- und
Kontrollsystem fur Sicherheitsfirmen gefordert. Die angenommene Motion flihrte zum
hier behandelten Gesetzesentwurf, welcher Anfang Juni im Parlament erstmals beraten
wurde. Die Stédnderate zeigten sich mehrheitlich einverstanden mit dem
Gesetzesentwurf. Einzelne Ergadnzungen und Prazisierungen wurden von Standerat
Germann (svp, SH) gefordert, jedoch mangels Unterstltzung zurlickgezogen. Der Kern
des Gesetzesentwurfs wurde nicht angetastet. Die kleine Kammer Uberwies die Vorlage
mit einer minimen Anderung mit 26 zu zwei Stimmen an den Nationalrat. In der
Volkskammer wurde das Geschaft in der Herbstsession behandelt, wobei mehr
Gegenwehr zu verzeichnen war. Zu Beginn der Debatte wurde ein Rickweisungsantrag
Glattli (gp, ZH) verhandelt. Dieser forderte, die im sogenannten Montreux-Dokument
festgeschriebenen Good Practices, welche fur Sicherheitsfirmen gelten sollen,
entsprechend einzuhalten. Gerade weil die Schweiz diesen Prozess angestossen habe,
musse sie im Gesetz glaubwdirdig bleiben und die Empfehlungen entsprechend
umsetzen. Die SiK des Nationalrates hatte jedoch der Vorlage mit 20 zu null Stimmen
deutlich griines Licht gegeben und entsprechend im Plenum deren Annahme beantragt.
Einer langen Eintretensdebatte folgte eine deutliche Abstimmung, bei der nur 14 Rate
fur den Ruckweisungsantrag stimmten. Die Detailberatung stellte sich anschliessend
aber doch als zah heraus. Nicht weniger als zwolf Minderheitsantrége wurden
eingegeben, die vorwiegend von Evi Allemann (sp, BE) und Beat Flach (glp, AG)
vorgebracht wurden. In der Endabrechnung setzte sich die Kommissionsmehrheit aber
immer durch, wenn auch bisweilen knapp. Die einzige Anderung gegeniiber dem
standeratlichen Beschluss betraf Prazisierungen in den Vorschriften Uber die
Meldepflicht. Mit 126 gegen zwei Stimmen stimmte der Nationalrat in der
Gesamtabstimmung dem Geschéft deutlich zu. Damit gelangte der Gesetzesentwurf ein
zweites Mal in den Stédnderat, welcher jedoch an seiner Version festhielt, so dass
weiterhin marginale Differenzen zwischen den Ré&ten bestanden. Nachdem der
Nationalrat als Kompromiss einigen Punkten zustimmte, aber einen Artikel nochmals
anpasste, stimmte in der dritten und letzten Runde der Standerat auch diesem Punkt
zu, wobei es lediglich um redaktionelle Details und Begriffsklarungen ging. In den
Schlussabstimmungen stimmten beide Kammern dem Gesetz deutlich zu, mit 40 gegen
zwei Stimmen im Stédnderat und einstimmig im Nationalrat. Im Zuge der Beratungen
hatte der Nationalrat eine Standesinitiative des Kantons Basel-Stadt (Kt.lv. 11.308) zum
selbigen Thema abgelehnt. Der Stadnderat hatte dieser bereits 2011 keine Folge
gegeben.
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Militareinsatze

Lors de la session de juin, une interpellation Allemann (ps, BE) a demandé la
confirmation de I'objectif fixé en 2001 de doublement des capacités nécessaires a la
participation aux opérations de soutien de la paix (OSP) en garantissant la disponibilité
opérationnelle d'un contingent de 500 militaires. La députée a estimé que le DDPS et
I'armée faisaient de l'obstruction depuis 8 ans refusant de mettre en ceuvre les
prescriptions du Conseil fédéral. Dans sa réponse, le Conseil fédéral a estimé que la
question de la forme, des moyens et de I'ampleur de ce type d’engagement devait faire
|'objet d'une étude de principe dans le nouveau rapport de politique de sécurité. Il a
ajouté que les problémes de ressources de I'armée ne permettaient pas le doublement
des dépenses consacrées a la promotion de la paix . ™

Lors de la procédure d’élimination des divergences concernant I'engagement de
militaires au sein de |'opération Atalante, le Conseil des Etats a maintenu sa position
par 29 voix contre 9 tandis que les discussions au Conseil national ont été plus
partagées. La CPS-CN a ainsi décidé par 13 voix contre 12 de ne pas entrer en matiere.
Une minorité du groupe socialiste, le groupe écologiste et le groupe UDC ont a nouveau
demandé de ne pas entrer en matiére. Les Verts ont réaffirmé leur préférence a une
solidarité civile plutot qu’a une intervention militaire. Une proposition Allemann (ps, BE)
demandant de transformer I'engagement militaire en un engagement civil et une
proposition Malama (plr, BS) demandant I'abandon de I'engagement de la troupe d"élite
DRA 10 ont été rejetées. L'entrée en matiere sur le projet 2 a été rejetée par 108 voix
contre 81 et 10 abstentions. Le projet a ainsi été liquidé. ™

Militarorganisation

Le Conseil national a traité du projet de modification de la loi sur I'armée et
I"administration militaire adopté par le Conseil des Etats I'année précédente. Il est
entré en matiere sans opposition et a modifié le projet. Ainsi, les médecins, les
psychologues et les autorités ont la possibilité, et non plus I'obligation, de dénoncer un
militaire aupres de I'armée s’il représente potentiellement un danger pour lui-méme ou
pour des tiers. La chambre basse a également modifié la législation pénale en
permettant d’inscrire au casier judiciaire les actes de violences graves commis par des
jeunes méme si aucune peine privative de liberté n’est prononcée. Une proposition
Widmer (ps, LU) visant & supprimer I'obligation de revétir un grade ou une fonction, une
proposition Bartassat (pdc, GE) désirant rendre possible le remplacement des cours de
répétition par un congé parental I'année de la naissance d’un enfant et une minorité
Allemann (ps, BE) proposant de supprimer la limite de 15% de militaires en service long
dans une méme classe de recrutement ont été rejetées par respectivement, 97 voix
contre 65, 115 voix contre 60 et 120 voix contre 38. Si les deux premiéres ont été
soutenues par la gauche dans son ensemble, la derniere n’a trouvé écho que chez les
socialistes. Le Conseil des Etats a aisément adhéré a la décision du Conseil national. Au
vote final, la chambre basse a adopté le projet par 158 voix contre 2 et 31 abstentions et
la chambre haute & I'unanimité.

En mars, le Conseil national a repris les discussions relatives a la motion Hiltpold (plr,
GE) sur les armes a sous-munitions demandant d’introduire une disposition
supplémentaire prohibant le financement des armes interdites par la Convention
d’Oslo dans la modification de la loi sur le matériel de guerre (LMG). Cette modification
vise & permettre la ratification de ladite convention. Le motionnaire exige encore
|"établissement de sanctions pénales en cas d’infraction. Cette motion est strictement
identique a celle Maury Pasquier (ps, GE) déposée en méme temps et adoptée par le
Conseil des Etats I'année précédente. Le Conseil fédéral a recommandé d’approuver
les deux motions. La majorité de la CPS-CN a invité par 13 voix contre 10 au rejet des
motions estimant qu’elles sont tres difficilement applicables et qu’il y a des risques de
délocalisation d’entreprises et donc de perte d’emplois. La chambre du peuple a
cependant adopté les deux motions, respectivement par 94 voix contre 59 et par 81
contre 74. Les motions ont été soutenues de maniéres unanimes par la gauche et en
partie par les groupe PLR et PDC, le groupe PLR ayant soutenu quasi unanimement la
proposition Hiltpold. En juin, le Conseil des Etats a décidé de transmettre la motion
Hiltpold de maniére tacite. "
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Die Verhandlungen zum Ubereinkommen iiber Streumunition und den damit
zusammenhangenden Anderungen des Schweizerischen Kriegsmaterialgesetzes (KMG)
wurden im Marz des Berichtsjahres wieder aufgenommen. Das Ubereinkommen
statuiert ein umfassendes Verbot der Verwendung, Entwicklung und Produktion, des
Erwerbs und Transfers sowie der Lagerung von Streumunition. Der Bundesrat hatte es
Ende 2008 ratifiziert. Die Umsetzung des Verbots von Streumunition hat allerdings
Auswirkungen auf das KMG, da noch Bestédnde von Streumunition in der Schweiz
vorhanden sind und Streumunition in der Artillerie noch als Bewaffnung verwendet
werden kann. 2011 wurde die Botschaft mit marginalen Anderungen, vorwiegend
Wortpréazisierungen, vom Standerat angenommen und dem Nationalrat Uberwiesen. Der
Nationalrat war Ende 2011 auf das Geschaft eingetreten, hatte dieses jedoch zur
Detailberatung zurtick an seine SiK Ubertragen. Diese hatte sich Anfang 2012 damit
auseinander gesetzt und im Marz gelangte das Geschaft wieder in den Nationalrat. Die
Ratifizierung des Ubereinkommens (iber Streumunition war weder im Vorjahr noch im
Berichtsjahr umstritten. Diskutierte Anpassungen betrafen jeweils nur das KMG. Ein
Anderungsantrag betraf das Verbot der Finanzierung von Entwicklung, Herstellung oder
Erwerb dieser verbotenen Munition. Der betreffende Artikel im KMG regelte unter
anderem die indirekte Finanzierung. Die indirekte Finanzierung sollte verboten werden,
wenn damit eine direkte Finanzierung umgangen werden soll. Eine Minderheit Hiltpold
(fdp, GE) verlangte, die indirekte Finanzierung génzlich zu verbieten, unabhangig davon,
ob damit eine direkte Finanzierung umgangen werden soll. Nach einigen
Wortmeldungen wurde allerdings der Antrag der Mehrheit der SiK-NR angenommen und
damit der Beschluss des Standerates bestatigt. Eine redaktionelle Anpassung im
franzésischen Text wurde in der Differenzbereinigung vom Standerat ebenfalls
diskussionslos  akzeptiert.  Die  Schlussabstimmungen  zur ~ Annahme  des
Ubereinkommens (iber Streumunition sowie (iber das Kriegsmaterialgesetz fielen
deutlich aus: Das KMG wurde mit 153 zu 31 im Nationalrat und einstimmig im Standerat
angenommen, das Ubereinkommen (ber Streumunition wurde mit 151 zu 32 und
ebenfalls einstimmig (SR) angenommen. Damit wurden beide Geschafte angenommen
und abgeschlossen. ®

Die WEA, respektive das Bundesgesetz iliber die Armee und die Militarverwaltung,
wurde vom Nationalrat Mitte 2015 weiter behandelt. Nachdem der Stdnderat bereits
einige Anderungen gegeniiber dem Entwurf des Bundesrates eingebracht hatte, schien
das Geschaft - nicht nur das Militdrgesetz, sondern die gesamte Armeerevision - einen
schweren Stand in der Volkskammer zu haben. Frih war bekannt, dass es einen
Nichteintretensantrag Trede (gp, BE) zum gesamten WEA-Paket geben wirde, weil ihrer
Ansicht nach keine echte ,Weiterentwicklung" vorgelegt wurde und die Richtung hin zu
einer kleinen, modernen Armee nicht eingeschlagen worden war. Die Eintretensdebatte
nahm bereits sehr viel Zeit in Anspruch, wobei alles in Allem kaum Uberraschende
Haltungen dargelegt wurden und sich auch die SP mit der eingeschlagenen
Grundausrichtung einverstanden zeigte. Man hielt sich lange mit Grundsatzdiskussionen
Uber Sinn und Unsinn der Armee, deren Zweck und Finanzierung und Uber mogliche
oder unwahrscheinliche Bedrohungsszenarien auf.

Eintreten wurde mit 157 zu 23 Stimmen beschlossen, der Antrag Trede (gp, BE) blieb
erfolglos. Damit konnte die Detailberatung in Angriff ggnommen werden, wie erwartet
ein grosseres Stick Arbeit. Zahlreiche Minderheitsantrage galt es in der Folge zu
besprechen, wovon einer von Roland Fischer (glp, LU) in der Debatte besonderes
Gewicht erhielt. Der Luzerner stellte quasi ein neues Konzept vor, jenes einer
Durchdienerarmee, wobei alle Dienstleistenden den gesamten Militardienst an einem
Stlck absolvieren sollten. Er versprach sich daraus einerseits einen etwas verbesserten
Ausbildungsstand gegenlber der RS sowie eine sehr kurze Frist fir das Aufbieten von
rund 11'000 Soldaten. Diese sollten sich vollstandig ausgerustet in einer Art Aktivreserve
befinden und innert Stunden bereit stehen kdnnen. Es war jedoch eine Idee, die bereits
nach der Prasentation stark unter Beschuss geriet. Die Fraktionen gaben hernach ihre
Préaferenzen zu Protokoll, wobei sich abzeichnete, dass die blrgerlichen Fraktionen der
Kommissionsmehrheit folgen wirden und die Ratslinke mehrere Minderheitsantrage
unterstitzen wollte. Bezlglich des angesprochenen Paradigmenwechsels aus dem
Vorstoss von Roland Fischer gab auch der Verteidigungsminister zu Beginn seiner Rede
ein deutliches ablehnendes Statement ab. Des Weiteren stellte er sich hinter die
Mehrheitsantréage, die ja weitgehend dem bundesratlichen Entwurf entsprachen.
Insofern gab es zwar in der Detailberatung viele Einzelheiten zu erortern,
Uberraschungen blieben jedoch aus und die Kommmissionsmehrheit konnte sich
jeweils durchsetzen.

Im weiteren Verlauf der Debatte wurden auch im Nationalrat die gleichen Vorstdsse, die
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bereits im Stdnderat behandelt worden waren, vorgebracht. Eine Wertecharta, angeregt
durch eine Minderheit Allemann (sp, BE), blieb jedoch auch im Nationalrat chancenlos
(56 zu 124 Stimmen). Ebenso verzichtete der Nationalrat darauf, eine Ombudsstelle
einzurichten. Mit 111 zu 71 Stimmen wurde der diesbezlgliche Minderheitsantrag Fischer
(glp, LU) abgelehnt, der dies, wie Bundesrat und Stédnderat, im Sinne einer friheren
Entscheidung im Gesetz belassen wollte. Zur Ausserdienststellung von Ristungsgitern
konnte sich hingegen eine Minderheit Muller (fdp, SG) durchsetzen. So sollte auch die
Liquidierung .grosser Waffensysteme™ dem Parlament zur Genehmigung unterbreitet
werden (102 zu 81 Stimmen).

Verordnung der Bundesversammlung iiber die Organisation der Armee

Die Verordnung der Bundesversammlung Uber die Organisation der Armee
(Armeeorganisation, AO), im Nationalrat ebenfalls in einer Debatte mit anderen
Teilgeschéaften der WEA behandelt, war auch in der grossen Kammer umstritten. Zu
Beginn musste Uber einen Minderheitsantrag Fischer (glp, LU) abgestimmt werden,
worin Nichteintreten auf diese einzelne Vorlage beantragt wurde. Er blieb jedoch
erfolglos, so dass das Geschaft behandelt und gleich mit weiteren Minderheitsantragen
konfrontiert wurde. Die Bemessung des Soll-Bestands der Armee war Bestandteil dieser
Antrége, der Armeebestand war denn auch der Hauptstreitpunkt der Debatte. Eine
Minderheit | Fehr (svp, ZH) wollte einen Bestand von 140'000 AdA durchsetzen,
wéhrend eine Minderheit Il Trede (gp, BE) eine Reduktion vorschlug: Sie wollte auf eine
frihere Einschatzung des Bundesrates zurtickgreifen und den Bestand auf 80'000 AdA
limitieren, einhergehend mit einem Kostendach von CHF 4,4 Mrd. jahrlich.
Zwischenzeitlich beabsichtigte auch Erich von Siebenthal (svp, BE), einen Antrag zu
stellen und als Kompromiss eine Armee mit 120'000 AdA vorzuschlagen, zog sich aber
zuruck, so dass sich drei Varianten gegentberstanden: Die vom Bundesrat skizzierte
Armee mit 100'000 Ménnern und Frauen, wie sie auch der Stdnderat favorisierte, ein
Bestand von 140'000 AdA sowie die Minimalvariante Trede. Das Plenum liess sich aber
nicht auf eine Differenz zum Erstrat ein und blieb bei dessen Entwurf (100’000 AdA),
wobei die burgerlichen Fraktionen die Oberhand in den Abstimmungen behielten.
Bereits im Standerat war umstritten gewesen, ob zwei oder drei mechanisierte
Brigaden dem Heer angegliedert sein sollen, und auch in der Volkskammer hielt man
sich einige Zeit mit dieser Frage auf. Eine Minderheit Fehr (svp, ZH) wollte wie die
Mehrheit der SiK deren drei vorsehen, jedoch sollten diese geméss Fehr im Gegensatz
zur Kommissionsmeinung ,voll ausgeristet sein®. Ein Vorstoss Gysi (sp, SG) wollte den
Vorentwurf des Bundesrates mit zwei Brigaden aufrechterhalten. Das Ratsplenum folgte
aber durchwegs seiner Kommissionsmehrheit und stitzte so den standeréatlichen
Beschluss. Nicht einig mit dem Stédnderat wurde man sich in der Frage um die
Flhrungsstruktur, wobei die Volksvertreterinnen und -vertreter weiterhin einen Chef
der Armee an der Spitze wollten.

Relativ schnell konnte in dieser Sache zur Gesamtabstimmung geschritten werden, die
jedoch fur Verwirrung sorgen sollte. Zunachst wurde die Vorlage abgelehnt, weswegen
sich SiK-Sprecher Hurter (svp, SH) veranlasst sah, einen Ordnungsantrag auf
Wiederholung der Abstimmung zu stellen; die Situation sei nicht ganz klar gewesen, so
seine Einschatzung. Nachdem dem Ordnungsantrag stattgegeben worden war, hiess
man die Verordnung zur Armeeorganisation tatsachlich mit 94 zu 65 Stimmen gut.
Dieser Teilbereich war also geklart, wichtig war insbesondere auch die Position des
Nationalrates, der sich somit ebenfalls hinter eine Armee mit 100'000 Militars stellte.
Die erste - falsche - Abstimmung entpuppte sich aber als warnendes Vorzeichen fir die
Gesamtabstimmung zum Militargesetz.

Bundesgesetz liber die Armee und die Militarverwaltung

Im weiteren Verlauf der Debatte stand wieder das Militdrgesetz im Zentrum und es ging
darum zu kléren, in welchem finanziellen Rahmen sich die Armee zu bewegen habe. Das
war auch im Nationalrat umstritten. Der Standerat war dem Bundesrat gefolgt, der die
Finanzierung mittels vierjahrigem Zahlungsrahmen vorsah. Die Mehrheit der
nationalratlichen SiK stellte sich grundséatzlich hinter diese Formulierung, wollte jedoch
anflgen, dass dieser mindestens CHF 5 Mrd. pro Jahr betragen misse. Hans Fehr (svp,
ZH) und einige Mitstreitende wollten den Betrag auf CHF 5,4 Mrd. pro Jahr festlegen
und eine Minderheit Fischer (glp, LU) beantragte, bei der Fassung des Stdnderates zu
bleiben. Die Mehrheit obsiegte recht deutlich mit 133 zu 53 Stimmen und konnte die
CHF 5 Mrd. durchsetzen. Es galt (iberdies, eine Ubergangsbestimmung betreffend die
Finanzierung der Armee in den folgenden Jahre zu erlassen. Auch hier wurde, entgegen
anders lautender Minderheitsantrage, zuerst der grosszlgigere Mitteleinsatz gewahlt.
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Der Nationalrat nahm aber sogleich eine Kurskorrektur vor, indem er in der letzten
Ausmarchung einer Minderheit Il Fischer (glp, LU) folgte und doch die standeratliche
Variante ohne finanzielle Verpflichtungen in den Gesetzestext schrieb. Dieser mit 121 zu
65 Stimmen gefasste Entscheid erklérte sich durch einen Haltungswechsel der FDP-
Liberalen- und der CVP-Fraktion. Zwar war sich die burgerliche Ratsseite einig darin,
der Armee mehr Mittel zur Verflugung stellen zu wollen, konnte sich aber letztlich eben
doch nicht darauf festlegen, einen fixen Betrag in das Gesetz zu schreiben.

Dies entpuppte sich als folgenschwerer Entscheid, denn in der Gesamtabstimmung zum
MG folgte die Uberraschung, als sich die SVP auf die Seite der SP und der Griinen schlug
und die gesamte Vorlage ablehnte. Mit 86 zu 79 Stimmen und 21 Enthaltungen wurde
das Militdrgesetz im Nationalrat versenkt, wodurch die gesamte WEA in Schieflage
geriet. Mit diesem Entscheid wurden auch alle in der Detailberatung gefassten
Beschlusse hinfallig.

Spater liessen sich Exponenten der SVP zitieren, die burgerlichen Partner seien zu
unzuverlassig. Zankapfel war also weiterhin die Ausgestaltung der Finanzierung der
Armee. Es war nun also am Standerat, hierzu noch die Kohlen aus dem Feuer zu holen -
ein Unterfangen, das dieser in der folgenden Herbstsession auf der Agenda hatte.

Verordnung der Bundesversammlung iiber die Verwaltung der Armee

Ebenso diskussionslos wie in der kleinen Kammer verabschiedete der Nationalrat die
Verordnung der Bundesversammlung Uber die Verwaltung der Armee (VBVA) in der
Sommersession 2015 mit 131 zu 46 Stimmen. Das Geschaft war damit fur die
Schlusskonsultation bereit.

Bundesgesetz iiber die militarischen Informationssysteme

Das Bundesgesetz Uber die militdrischen Informationssysteme (MIG) wurde im
Nationalrat mit 131 zu 32 Stimmen bei 24 Enthaltungen deutlich angenommen. Damit
folgte der Nationalrat dem Standerat, der den Entwurf des Bundesrates ohne Debatte
angenommen hatte. Ein weiterer Baustein der WEA war damit unter Dach und Fach. ™

Ausriistung und Beschaffung

Dans la continuité de I'acceptation en 2007 de la motion de la conseillere nationale
lucernoise Ida Glanzmann-Hunkeler (pdc), deux motions identiques - I'une déposée au
Conseil d’Etat par Liliane Maury Pasquier (ps, GE) (Mo. 08.3321) et I'autre au Conseil
national par le radical Hugues Hiltpold (plr, GE) (Mo. 08.3308) - qui demandaient au
Conseil fédéral de signer le nouveau traité sur l'interdiction des bombes a sous-
munitions ouvert & signature le 3 décembre 2008 a Oslo, ont été adoptées sans
opposition par les chambres au cours de I'année sous revue. 2°

Le Conseil des Etats a modifié le projet 1 sur recommandation de sa commission afin
de compenser les 122 millions que coltent les véhicules protégés de transports de
personnes (projet 2) en les soustrayant aux achats de la nouvelle génération de
véhicules (projet 1). Cette compensation vise a maintenir I'équilibre financier des
dépenses annuelles. Il a par contre soutenu les crédits concernant les autres achats.
L’enveloppe ainsi adoptée s’est maintenue a 529 millions de francs comme le demande
le projet initial du gouvernement. Au demeurant, certains sénateurs se sont étonnés de
constater que 90% des achats concernent I'acquisition de poids lourds, de voitures de
livraison, de voitures de tourisme et d’élévateurs. Par ailleurs, la chambre haute a
adopté le projet 2 sans modification. Au Conseil national, les deux projets ont fait
|'objet de propositions de non entrée en matiere qui ont toutefois été largement
rejetées. Le groupe écologiste, en bloc, et une partie du groupe socialiste les ont
soutenues. Le projet 2 a été adopté par 133 contre 35. Lors de la discussion par article
sur le projet 1, la CPS-CN a recommandé a une courte majorité de supprimer les crédits
de 24 millions pour les hélicoptéres estimant que le DDPS doit respecter le budget qui
avait été alloué lors du programme de 2005. Ensuite, au vu des besoins concernant la
nouvelle génération de véhicules, elle a proposé de supprimer le crédit de 34 millions
pour les voitures de tourisme du projet 1, estimant que ces dernieres ne pourraient pas
étre fournies durant I'année sous revue, et de ne pas compenser les 122 millions liés au
projet 2. Une minorité Allemann (ps, BE) a proposé de réduire globalement I'enveloppe
financiere de 180 millions en supprimant les crédits pour les hélicopteres, en
compensant I'achat des 70 véhicules supplémentaires et en réduisant de 34 millions le
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budget pour la nouvelle génération de véhicules. Une minorité Glanzmann (pdc, LU) a
recommandé d’adopter le projet 1 sans modification afin de garantir la sécurité du pays
et parce que le député estime qu’une nouvelle flotte de véhicule respecterait mieux les
standards environnementaux. La chambre a suivi sa commission sur les trois aspects
controversés. Elle a supprimé le crédit pour les hélicopteres par 97 voix contre 73, a
renoncé a l'acquisition de véhicules de tourisme par 95 voix contre 76 et a décidé de ne
pas compenser le crédit additionnel induit par le message complémentaire par 116 voix
contre 58. La majorité du PDC et du PLR ont soutenu la minorité Glanzmann sans
succes tandis que la gauche a soutenu la minorité Allemann & I'unanimité. Au vote sur
I'ensemble, le projet 1 a été accepté par 117 voix contre 33, issues exclusivement de la
gauche. Les écologistes ont rejeté unanimement le programme, accompagnés en cela
par une moitié du groupe socialiste. L'autre moitié s’est abstenue. ?

Lors de I"élimination des divergences, le Conseil des Etats a maintenu sa position par
20 voix contre 12 malgré une minorité Bieri (pdc, ZG) qui a proposé de suivre la décision
du Conseil national sauf concernant I'enveloppe réservée aux hélicoptéres qu’il
souhaite maintenir. Au Conseil national, une minorité Allemann (ps, BE) a recommandé
d’adhérer a la décision du Conseil des Etats. La chambre basse a toutefois suivi sa
commission par 115 voix contre 60 en maintenant I'enveloppe pour les hélicopteres et
en ne compensant pas I'achat prévu dans le projet 2. L'UDC, le PLR, le PDC et le PBD
ont soutenu la proposition de la majorité tandis que la gauche a souhaité limiter le
déséquilibre budgétaire. Finalement, les sénateurs se sont ralliés aux députés sur
|"'ultime divergence par 22 voix contre 4 estimant que les crédits engagés ont un impact
peu important sur les crédits annuels du DDPS et que I'absence de compensation est
finalement une entorse acceptable aux régles de discipline budgétaire. %

Die Beschaffung neuer Kampfflugzeuge im Rahmen des Projektes Tiger-Teilersatz war
auch im Berichtsjahr wieder vorherrschendes Thema in der Verteidigungspolitik.
Angesichts der aufzuwendenden CHF 3,126 Mia. war dieses Rustungsgeschéft auch
eines der grossen Traktanden der gesamten Bundespolitik des Berichtjahrs. Nachdem
2011 der Typenentscheid geféllt wurde und sich der Bundesrat nach einer langwierigen
und nicht reibungslos verlaufenen Evaluation fir den schwedischen Gripen
entschieden hatte, galt es 2012 diesen Entscheid zu verteidigen, die Beschaffung
voranzutreiben sowie die wichtigsten Eckpunkte zu sichern. Nicht nur der
Beschaffungskredit von Uber drei Milliarden Franken musste geplant werden, sondern
auch der Ruckhalt im Parlament gewonnen und die Zusammenarbeit mit dem
Lieferanten Saab und dem Schwedischen Staat koordiniert, respektive mit dem Kauf
einher gehende Kompensationsgeschafte vereinbart. Dass dies keine einfache Aufgabe
far Verteidigungsminister Maurer war, zeigte nicht nur der Verlauf der Geschichte
dieses  Vorhabens, sondern legten  auch die  Erfahrungen friherer
Kampfjetbeschaffungen nahe, welche aus diversen Grunden jeweils fur viel Unmut auf
allen Ebenen sorgten. Bis ins Spéatjahr hinein sorgte eine intensiv gefuhrte, durchaus
kritische mediale Kampagne fir Kontroversen. Dabei wurde immer wieder in Frage
gestellt, ob der Gripen Uberhaupt das richtige Flugzeug sei. Mit denkbar schlechten
Voraussetzungen musste der Verteidigungsminister im Berichtsjahr die Gripen-
Beschaffung im Parlament vertreten. Diese war mit der bundesratlichen Botschaft zum
Rustungsprogramm 2012 Mitte November 2012 den eidgendssischen Réaten beantragt
worden. Fir die Beschaffung von 22 Kampfflugzeugen des Typs Gripen E war ein
Verpflichtungskredit von besagten rund CHF 3Mia. zu beschliessen. Ein
referendumfahiges Gripen-Fondsgesetz sollte die Finanzierung legitimieren und
sicherstellen.

Bevor das Rustungsgeschaft im Parlament besprochen wurde, waren einige
Nebenschauplatze in den Fokus der Offentlichkeit geriickt. Im Januar wurde bekannt,
dass einer der an der Typenevaluation beteiligten Flugversuchsingenieure seine
Arbeitsstelle nach Uber 30 Jahren bei der Luftwaffe verlassen musste. Durch eine
Amtsgeheimnisverletzung fand ein vertrauliches Protokoll der Gripen-Subkommission
den Weg an die Offentlichkeit. Darin festgehaltene, kritische Ausserungen des
Ingenieurs Uber den Gripen gaben den Ausschlag zu seiner Entlassung. Nachdem
bekannt wurde, dass bereits 2012 ein weiterer Flugversuchsingenieur seinen Posten
raumen musste, wurde von einer Art ,Sduberungsaktion unter Gripen-Kritikern™
berichtet. Eine den Betroffenen auferlegte Schweigepflicht zur Sache war ein
gefundenes Fressen fur die Medien. Beim VBS erbetene Stellungnahmen blieben jedoch
vorerst ebenfalls aus, womit die Angelegenheit einen weiteren Knick in der Gripen-
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Story darstellte. Bevor diese Indiskretionen aufgeklart werden konnten, wie von SiK-
Présidentin Galladé (sp, ZH) und Subkommissionsprésident Hurter (svp, SH) gefordert,
waren die Ingenieure quasi Bauernopfer in einer nunmehr unwdirdigen
»Indiskretionenflut®. Spater wurde bekannt, dass es zwischen dem Gripen-Projektleiter
bei armasuisse und dem Flugwaffen-Experten zum Zwist kam, worauf anscheinend auch
von Seiten Saab eine personelle Veranderung verlangt wurde.

Gleichzeitig erreichten positive Signale aus Schweden die Schweiz: Schwedens
Regierung gab der Militarleitung den Auftrag, 60 Jets des Typs Gripen E bei Saab zu
bestellen. Diese Beschaffung wurde jedoch an die Bedingung geknlpft, dass
mindestens ein Partner mitmache. Falls die Schweiz, oder ein anderes Land, nicht folgt
und bis Ende 2014 ebenfalls mindestens 20 Jets ebendiesen Typs bestellt, kann die
Regierung von einer Ausstiegsklausel Gebrauch machen und die Bestellung stornieren.
Schwedens Vertrauen in den (eigenen) Jet gab der Debatte in der Schweiz zwar
Aufwind, aber noch schienen zu viele Vertragsklauseln zu unsicher: Das VBS sollte sich
im Auftrag des Parlaments gegen Nichterfullen der Vertrage absichern. Schweden solle
mit der Herstellerfirma Saab einen Vertrag Uber 82 Jets abschliessen, die Schweiz
ihrerseits einen mit Schwedens Regierung tber den Kauf von 22 dieser Jets. So machte
etwa die FDP ihre Zustimmung im Parlament davon abhangig, dass Strafzahlungen féllig
werden sollen, wenn Saab einzelne Leistungen nicht erbringe.

Noch bevor die Vorlage im Parlament besprochen wurde, formierte sich Mitte Februar
ein linkes Anti-Gripen-Bundnis, welches sich fur den Referendumskampf vorbereiten
wollte. Die Grine Partei, mit alt Nationalrat Jo Lang (gp, ZG) als prominentem Jet-
Gegner, die SP, JUSO, Junge Griine, die GSoA und andere Organisationen schlossen sich
der Allianz an. Das Zeichen war deutlich: bei einer Annahme im Parlament sollte das
Referendum ergriffen werden.

Als Erstrat hatte sich Anfang Marz der Sténderat mit dem Geschéaft zur Beschaffung
auseinanderzusetzen. Die Mehrheit der sicherheitspolitischen Kommission (SiK) sprach
sich (mit neun zu vier Stimmen) fur Eintreten auf die Vorlage aus. Aus der
Finanzkommission kamen ebenfalls positive Signale: diese hatte der Finanzierung mit
sieben zu zwei Stimmen grunes Licht gegeben. Es gab aber auch den erwarteten
Widerstand: Eine Minderheit Zanetti (sp, SO) beantragte Nichteintreten mit der
Begriindung, die ganze Beschaffung sei zu unsicher. Zudem stellte sie die
Notwendigkeit neuer Flugzeuge grundsatzlich in Frage und schlug vor, die Schweiz solle
sich am LuftraumUberwachungsprogramm der NATO beteiligen. Ein weiterer Antrag
Recordon (gp, VD) verlangte Rickweisung an die Kommission mit der Aufgabe, den
Erwerbsvertrag genauer zu prifen. Die Eintretensdebatte war von Bekenntnissen zu
Armee und Sicherheit gepréagt, jedoch auch seitens burgerlicher Politiker mit kritischen
Voten versehen. Die finanziellen Risiken seien zu gross, so beispielsweise Stéanderat
Jenny (svp, GL). Der Flugzeugbeschaffung gegeniber kritisch eingestellte, blrgerliche
Réte sahen im grossen finanziellen Aufwand zu grosse Einschnitte ins ordentliche
Armeebudget, welches in den nachsten zehn Jahren zusétzlich den vom Bundesrat
vorgesehenen Gripen-Fonds speisen musse. Samtliche Gegenantrage hatten
schliesslich in den Eintretensabstimmungen keine Chance: Der Nichteintretensantrag
scheiterte zwar mit 22 zu 20 Stimmen nur knapp, der Ruckweisungsantrag etwas
deutlicher mit 25 zu elf Stimmen. Der Bundesbeschluss wurde im Stéanderat damit
grundsatzlich gutgeheissen, scheiterte aber am fehlenden qualifizierten Mehr zur
Losung der Ausgabenbremse. Die SiK beantragte Uberdies einen zuséatzlichen Artikel,
wonach der Bundesrat den SiK beider Réate jéhrlich einen Bericht Uber den Stand der
Beschaffung unterbreiten muss. Damit schuf der Stédnderat einen neuen, vom
Bundesratsentwurf abweichenden Passus. Mit 22 zu 20 Stimmen in der
Gesamtabstimmung Uberwies der Standerat das Geschaft an den Nationalrat. Die FDP
Fraktion hatte sich schliesslich zu einem Ja durchringen kénnen, nachdem friher
monierte Verbesserungen in den Vertragen angebracht worden waren. Das gleichzeitig
traktandierte Gripen-Fondsgesetz war ebenfalls von einem Ruckweisungsantrag
Recordon (gp, VD) betroffen, welcher jedoch deutlich abgelehnt wurde. In der
Schlussabstimmung nahm der Stéanderat das Gesetz mit 23 zu 15 Stimmen deutlich an.
Dass die Vorlage am qualifizierten Mehr vorerst gescheitert war, wurde in den medialen
Berichterstattungen als eigentliche ,Ohrfeige™ betitelt. Das daraus resultierende
mindestens vorUbergehende Nein wurde auch als Quittung fur mangelhafte
Kommunikation seitens des VBS bezeichnet, jedoch auch als Zeichen gegen eine
unentschlossene Regierung, welche noch 2010 im Armeebericht von einer
Kampfjetbeschaffung absehen wollte. Konsterniert konstatierte der
Verteidigungsminister denn auch, dass das Geschaft ins Wanken gerate.
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In der Folge wurde der Entscheid der sicherheitspolitischen Kommission (SiK) des
Nationalrates mit Spannung erwartet. Nach dem Votum im Stdnderat und im Wissen um
die kritische Haltung des Meinungsfihrers und Gripen-Subkommissionsprasidenten
Thomas Hurter (svp, SH), war nicht klar, wie andere burgerliche Kommissionsangehorige
stimmen wdirden. Bundesrat Maurer trug zudem mit brisanten Aussagen weiter zur
Unruhe bei: In einer Rede bei der Schweizerischen Offiziersgesellschaft sprach der
Verteidigungsminister unter anderem von der Beschaffung unbemannter Flugkérper
(Drohnen), welche just in der Auslieferungsphase der ersten Gripen-Jets beantragt
werden sollen. In ihrer Sitzung Anfang April beschloss die SiK dann allerdings, erst im
August zu entscheiden und bis dahin zuséatzliche Forderungen zu stellen - was
gleichzeitig eine zeitliche Verzégerung von mehreren Monaten bedeutete. Die grosste
Baustelle orteten die Sicherheitspolitiker in den Zahlungsmodalitaten: Uber einen
Ruckbehalt eines Teils der Zahlungen an Schweden solle sich die Schweiz absichern.
Zusatzlich sollen als Grundbedingung nicht mehr als 15 Prozent des Gesamtkaufpreises
als Anzahlung nach Schweden Uberwiesen werden. Als zweite Massnahme soll das VBS
bei jeder féallig werdenden Teilzahlung flur die Kampfflieger jeweils acht Prozent
zurlckbehalten. Die Halfte dieser acht Prozent erhalt Schweden bei korrekter
Auslieferung einer Tranche, den Restbetrag beim erfolgreichen Abschluss des ganzen
Geschafts. Die zurlckbehaltenen Gelder sollen als Druckmittel dienen, falls die
Herstellerfirma Saab die vereinbarten Anforderungen nicht erfille oder die Jets zu spat
ausliefere.  Die  Forderungen zwangen das Verteidigungsdepartement zu
Nachverhandlungen - und wurden von SVP Politikern als ,Misstrauensvotum gegen
Schweden™ kritisiert. Trotz Verzégerungen innerhalb des Berichtsjahres anderte sich
die Agenda aber nicht grundsatzlich. Statt in der Sommersession hatte sich der
Nationalrat erst im Herbst mit dem Geschéaft auseinanderzusetzen, eine allfallige
Referendumsabstimmung wirde jedoch gleichwohl 2014 stattfinden kdnnen.

Vor der wegweisenden zweiten Sitzung der SiK im August wurde bekannt, dass das VBS
die gewunschten Forderungen nicht hatte aushandeln kénnen. Statt der verlangten
Verringerung der Akontozahlungen an Schweden auf 15 Prozent, pochte der
Vertragspartner auf 40 Prozent oder rund CHF 1 Mia. Da Schweden jedoch ursprunglich
rund zwei Drittel des Kaufpreises als Akontozahlung forderte, konnte die Einigung auf
den genannten Betrag als Kompromiss betrachtet werden. In anderen Belangen wie der
Regelung einer Konventionalstrafe wurden jedoch Fortschritte gemacht. Ende August
wurden in einer SiK-Sitzung die aufgeschobenen Traktanden zur Gripen-Beschaffung
nachgeholt. Dass im VBS weiter verhandelt worden war, hatte sich gelohnt: die
Sicherheitspolitiker konnten sich zu einem Ja zum Gripen durchringen, wenn auch
gegen die geschlossene Linke innerhalb der Kommission. Damit erhielt das Geschaft
einen positiven Schub fur die anstehende Debatte in der Volkskammer.

Der Nationalrat beschaftigte sich in der Herbstsession mit dem Geschéaft. Die SiK
beantragte dem Plenum mit 14 zu neun Stimmen, auf die Vorlage einzutreten und ihr
zuzustimmen. Die Finanzkommission des Nationalrates hatte die Vorlage bereits im
Frihjahr gutgeheissen. Dennoch stand das Geschaft wie in der kleinen Kammer von
Beginn weg im Gegenwind. Ein Nichteintretensantrag und zwei Rickweisungsantrage
standen im Raum. Eine Minderheit Allemann (sp, BE) fasste unter dem Begriff
~Geldverschwendung® ihren Unmut Uber diese Beschaffung zusammen. Drei Argumente
wurden vorgebracht: Erstens sprach sie dem Geschéaft jegliche Berechtigung ab. Es sei
unndtig Jets zu beschaffen, wenn man von Freunden umzingelt sei. Zweitens sei der
Gripen nicht der richtige Typ., weil er im Luftpolizeidienst - seiner designierten
Hauptaufgabe - schlechte Testresultate generiert habe. Als drittes und mit Verweis auf
die Mirageaffare wurde vorgebracht, dass das Risiko zu hoch sei, einen noch nicht
fertigentwickelten ,Papierflieger™ einzukaufen. Auch von blrgerlichen Politikern wurde
Widerstand geleistet. Eine Minderheit Walter Muller (fdp, SG) sorgte sich um finanzielle
Risiken. Mit einer Anzahlung Uber CHF 1 Mia. an Schweden bis zum Jahr 2016 begebe
sich die Schweiz zu stark in eine Abhéngigkeit von den Vertragspartnern. Gleichzeitig
wurde die Leistungsfahigkeit des Saab-Fliegers angezweifelt. Im Rickweisungsantrag
wurde verlangt, die anderen Angebote der Hersteller EADS und Dassault ebenfalls einer
Nachevaluation zu unterziehen. Saab hatte zur Verbesserung des Jets in einzelnen
Punkten nachbessern kénnen. Der zweite Riickweisungsantrag Fischer (glp, LU) basierte
auf der Idee einer generellen Sistierung von Kampfjetbeschaffungen. Es solle in der
gewonnenen Zeit im Rahmen der Weiterentwicklung der Armee (WEA) eine
grundsatzliche Standortbestimmung und ein Gesamtkonzept fir den Einsatz der
Luftwaffe erarbeitet werden, welches Basis flr zuklnftige Beschaffungen sein soll. Die
Antragsteller forderten insbesondere, dass diese Beschaffung besser mit anderen
wegweisenden und strategischen Geschaften (WEA, Ristungsprogrammen) koordiniert
wird. Die erwarteten Links-Rechts-Gegensatze zeigten sich bereits in der
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Eintretensdebatte. Sdmtliche Gegenantréage wurden vom geschlossen abstimmenden
blrgerlichen Block mit komfortabler Mehrheit abgewiesen. Die folgende Detailberatung
war lediglich durch eine kleine Anderung einer Minderheit Allemann (sp, BE) gepragt.
Diese wollte auf technische Vorkehrungen fur die Luft-Boden-Kampffahigkeit zum
Zeitpunkt der Beschaffung noch verzichten und dadurch rund CHF 70 Mio. einsparen.
Das zentrale Argument war jedoch nicht diese Einsparung sondern sicherheitspolitische
Bedenken, welche mit Einsatzen von solchen Waffen einhergehen. Die Schweiz hat seit
1994 und der Ausmusterung der Hunter-Flotte keine solchen Waffen mehr an den
Kampfflugzeugen. Dieser Antrag blieb jedoch im Plenum chancenlos und der Vorlage
wurde mit 113 zu 68 Stimmen zugestimmt. Die Ausgabenbremse wurde mit ahnlichem
Stimmverhaltnis ebenfalls geldst.

Das Gripen-Fondsgesetz wurde mit zwei Anderungsantragen bekampft. Eine Minderheit
Roland Fischer (glp, LU) wollte die Fondseinlagen auf hoéchstens CHF 3,126 Mia.
begrenzen. Eine Minderheit Il Flach (gp, AG) wollte Kreditverschiebungen verhindern.
Die Einlagen sollten ausschliesslich fur die Flugzeugbeschaffung verwendet werden und
nicht via Globalbudget fiur Armeeimmobilien aufgewendet werden kénnen. Der
Vorschlag Fischer wurde auf Antrag der SiK und mit Unterstitzung des
Verteidigungsministers deutlich abgelehnt, mit der Begrindung er sei unndétig, da der
zu genehmigende Betrag festgeschrieben und zudem an dieses Rustungsgeschaft
gebunden sei. Der Antrag der Minderheit Flach wurde ebenfalls abgelehnt. Die Vorlage
wurde in der Gesamtabstimmung mit 118 zu 67 Stimmen angenommen.

Die im Herbst im Stédnderat behandelte Differenzbereinigung betraf lediglich die
Ausgabenbremse, welche noch im Frihjahr am nétigen Quorum gescheitert war. Ohne
viele Wortmeldungen, jedoch nach einem Vortrag von Bundesrat Maurer, in dem er
noch offene Punkte zu kléren versuchte, wurde das Geschaft auch im Standerat
abgeschlossen und mit 27 gegen 17 Stimmen wurde auch die Ausgabenbremse geldst.
Das Bundesgesetz Uber den Fonds zur Beschaffung des Kampfflugzeugs Gripen wurde
in den Schlussabstimmungen mit 25 zu 17 Stimmen im Standerat und mit 117 zu 71
Stimmen im Nationalrat angenommen. Damit nahm die Kampfjetbeschaffung zur
Umsetzung des Tiger-Teilersatzes die Hurde Parlament.

Durch die Finanzierungslésung Uber das Gripen-Fondsgesetz, stand die
Flugzeugbeschaffung unter Vorbehalt eines fakultativen Referendums. Bereits vor den
Debatten um Preis und Flugzeugtyp hatte die Grline Partei verlauten lassen, sie werde
gegen den Kauf neuer Flugzeuge das Referendum ergreifen. Noch vor der
Schlussdebatte im Standerat hatten sich zwei Komitees gegen den Gripen gebildet. Ein
linkes um SP und GP sowie ein burgerliches Komitee, welches vorwiegend aus GLP-
Politikern zusammengesetzt war. Dies stellte ein Novum dar: In Armeefragen hatte sich
noch nie eine blrgerliche Partei gegen ein Armeegeschaft gestellt. Die
Referendumsfrist lief ab Anfang Oktober bis zum 16. Januar 2014. Lange brauchten die
Gripen-Gegner allerdings nicht: Nach knapp zwei Monaten und rund sechs Wochen vor
Ablauf der Referendumsfrist hatte das linke Komitee 80'000 Unterschriften
beisammen. Damit zeichnete sich ab, dass eine Abstimmung bereits im Mai 2014
erfolgen durfte. Dass das burgerliche GLP-Komitee kaum 10'000 Unterschriften zu
sammeln vermochte und die eigene Sammelaktion abgebrochen hatte, schmaélerte
dessen Wille, gegen den Gripen zu agieren nicht. Fortan bestritten die beiden Komitees
einen je eigenen Abstimmungskampf gegen den Gripen. Kurz vor Jahreswechsel
lancierte der Verteidigungsminister den Abstimmungskampf flr den Gripen. Mit der
Metapher eines Chalets mit [6chrigem Dach warnte Maurer fortan vor einer mangelhaft
ausgerlsteten Luftwaffe nach Ausserdienststellung der Tiger F-5 Jets. Die Gripen-
Beschaffung sei essentiell fur die Sicherheit der Schweiz. Bemerkenswert am teuren
RiUstungsgeschaft war dass die Armeeflihrung und allen voran Bundesrat Ueli Maurer
trotz allen Unstimmigkeiten wéhrend der Typenevaluation, trotz Indiskretionen, trotz
Gegenangeboten der unterlegenen Jet-Hersteller Dassault und EADS und ungeachtet
jeglicher Kritik am favorisierten Typen auf den schwedischen Gripen beharrte. Weder
eine Neuevaluation noch eine Prifung von Alternativen waren jemals in Betracht
gezogen worden. Das Stimmvolk wird 2014 das letzte Wort haben. Im Verlauf der
parlamentarischen Debatte wurden neben mehreren Interpellationen und Anfragen
zwei Motionen behandelt, die im Nationalrat allerdings keine Chance hatten: Eine
Motion Kaufmann (svp, ZH) (Mo. 12.3278) aus dem Jahr 2012 wollte die neuen
Kampfflugzeuge mit einer Militarpflicht-Ersatzabgabe fir Auslander finanzieren. Mit
einer Motion Allemann (sp, BE) (Mo. 11.4021) sollte bereits seit 2011 und hinsichtlich
einer Anschaffung von neuen Jets der Fluglarm auf dem Flugplatz Meiringen (BE)
eingedammt werden. Beide Vorstdsse wurden jeweils recht deutlich abgelehnt. %
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Nachdem die Gripen-Finanzierung im Mai 2014 an der Urne gescheitert war, wurde die
Behandlung des neuen Rustungsprogramms im Parlament mit Spannung erwartet. Mit
dem Anfang Marz publizierten Riistungsprogramm 2014 (RP) wurde dem Parlament
auch ein Bundesbeschluss zur Ausserdienststellung von Ristungsmaterial unterbreitet.
Heuer umfasste das RP ein Volumen von CHF 771 Mio., welches im Rahmen der
finanziellen Vorgaben getragen werden kann. CHF 120 Mio. werden fur Rechenzentren
des VBS veranschlagt, fir CHF 32 Mio. sollen Laserschusssimulatoren fur gepanzerte
Fahrzeuge beschafft werden und den Léwenanteil machen Fahrzeugbeschaffungen aus:
CHF 179 Mio. sollen fur ein Brlickenlegesystem ausgegeben werden und mit CHF 440
Mio. sollen die alten Gelandefahrzeuge des Typs Puch durch 3'200 neue Mercedes-
Benz ersetzt werden (in einem spéateren Schritt sollen nochmals gut 3'000 Stlck
beantragt werden, um letztlich 6000 Fahrzeuge zu beschaffen). Dagegen sollten die 54
alternden Kampfjets des Typs F-5 Tiger, fast 100 Panzer ,Leopard™ sowie die M109-
Panzerhaubitzen (noch 162 Stiick) ausgemustert werden. Der Bundesrat hielt in seiner
Botschaft fest, dass sich diese Antrége den vom Parlament gefassten Eckwerten
unterstellen lassen: sie dienen der Erfullung aller Armeeaufgaben. Die Vorhaben seien
zudem fur die Armee wichtig und notwendig, unabhéngig davon, wie die noch offenen
Entscheide zur Weiterentwicklung der Armee ausfallen werden. In diesem Sinne
prajudizierten die Beschaffungsvorhaben die Weiterentwicklung der Armee nicht.

In der Sommersession wurde das RP 2014 im Standerat als Erstrat behandelt. In der
sicherheitspolitischen Kommission (SiK-SR) war Eintreten auf die erste Vorlage, das
RiUstungsprogramm selbst, unbestritten, wobei allerdings die Beschaffung der
Geléandefahrzeuge zu Diskussionen Anlass gab. Grund war der hohe Stlckpreis, der um
fast CHF 100°000 vom reguléaren Listenpreis abwich. Letztlich beantragte die SiK jedoch
mit 10 Stimmen und zwei Enthaltungen Zustimmung zum RP. Auf die zweite Vorlage um
die Ausserdienststellungen wurde Nichteintreten beantragt und spater auch
beschlossen, da gegenwartig das Parlament (noch) nicht die Kompetenz hat,
Ausserdienststellungen zu beschliessen, sondern diese beim Verteidigungsdepartement
liege. Eine Motion Niederberger (cvp, NW), die diese Kompetenzenregelung revidieren
will, sollte erst im Rahmen der WEA besprochen werden. Letztlich war das RP
unbestritten und es wurde einstimmig mit 42 Stimmen Uberwiesen, gleichzeitig wurde
die Schuldenbremse mit 40 Stimmen geldst. Parallel lehnte die kleine Kammer eine
Kommissionsmotion der nationalratlichen SiK zur Rustungsfinanzierung ab.

Eine langere Debatte wurde in der grossen Kammer in der Herbstsession tber das RP
geflhrt. Zwar beantragte die nationalratliche Kommission (SiK-NR) mit einer Mehrheit
von 22 zu einer Stimme Eintreten, es wurden jedoch zwei Minderheitsantrage fur die
Detailberatung eingereicht. Die einzige Kommissionsangehorige die gegen Eintreten
war, Nationalratin Aline Trede (gp, BE), warb vergeblich fiir ihren Standpunkt, dass eine
Strategie fehle und bei Kreditresten von rund CHF 1 Mia. nicht noch mehr Geld in die
Armee gepumpt werden solle. Eine in der Folge lebendige Eintretensdebatte, einmal
mehr gespickt mit Argumenten um Sinn und Unsinn einer Armee in der heutigen Form,
gipfelte bei der letztlich deutlichen Abstimmung von 163 gegen 13 Stimmen bei 19
Enthaltungen im Eintreten. Es war die Grune Fraktion, die ihren Unmut fast geschlossen
auch in der Abstimmung demonstrierte. Sodann wurden in der Detailberatung dem vom
Stdnderat abgesegneten Bundesratsentwurf die beiden Minderheitsantrage
entgegengestellt. Eine Minderheit | Allemann (sp, BE) wollte das RP um den Posten des
Brickenlegesystems kirzen und dadurch nur CHF 592 Mio. sprechen; ein alternativer
Minderheitsantrag Il Allemann (sp, BE) sah eine Kirzung der Ausgaben bei den
Gelandefahrzeugen um CHF 69 Mio. vor. Dabei ging es jedoch lediglich um eine
Reduktion der zu bestellenden Fahrzeuge um etwa 500, da spater ohnehin nochmals
eine Tranche fallig werden wird. Beide Minderheiten unterlagen jedoch. Mit 132 zu 51
(Minderheit 1) und mit 130 zu 55 (Minderheit II) Stimmen bestétigte der Nationalrat die
Stossrichtung des Stéanderates. Links-grin stellte sich zwar geschlossen, aber vergeblich
gegen die Vorlage. Die Ausgabenbremse wurde mit 159 zu 14 Stimmen und 13
Enthaltungen geldst. Auf die Ausserdienststellung wurde im Nationalrat ebenfalls mit
168 zu 19 Stimmen nicht eingetreten, womit diese vom Tisch war. %

Im Februar 2015 stellte der Bundesrat mit der entsprechenden Botschaft das
Riistungsprogramm 2015 (RP 15) vor und beantragte darin einen Verpflichtungskredit
Uber CHF 542 Mio. Drei Beschaffungen wurden vorgesehen: ein neues
Aufklarungsdrohnensystem, neue gelandegangige Fahrzeuge sowie ein
Schiesssimulator-System fur die Ausbildung am Sturmgewehr. Samtliche Posten sollen
altere Systeme, die noch in Gebrauch sind, sich jedoch am Ende ihrer Nutzungsdauer
befinden, ersetzen. So lautet auch die Einschatzung des Bundesrates, dass die
Beschaffungen aus militarischer Sicht notwendig seien, denn die Weiterverwendung
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der bestehenden Systeme "sei aus technologischer und betriebswirtschaftlicher Sicht
nicht mehr vertretbar". Das beantragte Aufklarungsdrohnensystem 15 (ADS 15) soll das
noch im Einsatz stehende ADS 95 ersetzen. Die sechs neuen Drohnen "Hermes 900
HFE" des Israelischen Herstellers Elbit Systems schlagen mit CHF 250 Mio. zu Buche.
Weitere CHF 271 Mio. wurden flr gelandegangige Fahrzeuge veranschlagt, wobei mit
diesem Posten erst eine erste Tranche beschafft werden soll. Die rund 25-jahrigen
Steyr-Daimler-Puch 230 GE werden somit schrittweise aus dem Verkehr genommen.
Ersetzt werden sie durch Mercedes-Benz G 300 CDI 4x4 Fahrzeuge, wovon vorerst 879
Stuck in den Jahren 2017 bis 2022 beschafft werden sollen. Ein Schiesssimulator-
System zur gefechtsmassigen Ubung bindet CHF 21 Mio. und ersetzt das veraltete
System von 1990. 500 Sets sollen beschafft werden und bis 2018 angeschafft worden
sein.

In der Sommersession hatte sich der Nationalrat mit dem Bericht zu befassen. Namens
der Mehrheit der SiK-NR beantragte Nationalrat Blichler (cvp, SG) Eintreten und griff
auch gleich Bedenken zum RP 15 auf: Es handelte sich dabei um gedusserte Vorbehalte
gegen die Israelischen Drohnen, wobei es um die grundséatzliche Ablehnung einer
Kooperation mit Israel ging. Ein Antrag, auf die Beschaffung der Drohnen ganzlich zu
verzichten, wurde in der SiK mit 16 zu 7 Stimmen abgewiesen. Eine ebenfalls
eingegangene Petition "Nein zum Kauf von Drohnen aus lIsrael" forderte ebenfalls,
diesen Posten fallen zu lassen, da vermutet wurde, dass eine militérische
Zusammenarbeit mit Israel in Konflikt mit der Genfer Konvention stehe. Dieser Ansicht
stand ein Schreiben der Generalsekretarin des VBS gegenuber, in welchem der SiK
versichert wurde, dass der Bezug von Rustungsgltern eines israelischen Unternehmens
keinen Verstoss gegen die Genfer Konvention bedeute. Ebenfalls mit 16 zu 7 Stimmen
hatte die SiK in ihren Vorberatungen dem RP 15 zugestimmt. Die
Kommissionsminderheit, vertreten durch ihre Sprecherin Aline Trede (gp, BE), stellte
sich gegen das RP 15 als Ganzes. Es stehe keine Strategie dahinter, so die Einschatzung
der Sicherheitspolitiker aus SP und GPS. Trede verwies auch auf den zu jenem Zeitpunkt
noch offenen Ausgang der Weiterentwicklung der Armee und der dadurch scheinbar
unklaren  Stossrichtung der Neuerungen bezlglich der Ausgestaltung der
Armeeaufgaben. Daher sei es widersprichlich, noch "schnell, schnell"
RiUstungsgeschéafte zu tatigen. Weitere Grinde zur Ablehnung sah die Grine auch in
finanzpolitischer Hinsicht. In weiteren Voten wurden die Haltungen der Fraktionen
dargelegt, wobei alle Parteien ausser der SP und der GPS die Vorlage unterstitzen
wollten. Omniprésent war jedoch auch die gescheiterte Kampfjetbeschaffung, die
dadurch frei gewordenen Gelder, aber auch die von burgerlichen Abgeordneten
geausserte Erfordernis, nach wie vor eine Losung fur den ausstehenden Tiger-Teilersatz
finden zu mussen. In der Eintretensabstimmung unterlagen die Gegner mit 53 zu 123
Stimmen, Griine und SP stellten sich fast geschlossen gegen die Vorlage.

Die Detailberatung wurde durch drei Minderheitsantrage befeuert, die jeweils
Einsparungen vorschlugen, respektive den Verzicht auf einzelne Beschaffungen
verlangten. Eine Minderheit | (Allemann) (sp, BE) beantragte die Genehmigung des RP 15,
jedoch ohne die Aufklarungsdrohnen, eine Minderheit Il (van Singer) (gp, VD) wollte das
RP 15 um einen Drittel der Gelandewagen kurzen und so nur CHF 451 Mio. genehmigen
und eine Minderheit Ill (Voruz) (sp, VD) wollte den Umfang des RP 15 wegen des tiefen
Eurokurses anpassen und die Umrechnung der Gelandewagen-Beschaffung zu einem
Franken-Euro-Kurs von CHF 1.05 statt CHF 1.25 festlegen, womit das Gesamtvolumen
des RP 15 auf CHF 478 Mio. reduziert wurde. Es folgten abermals zahlreiche
Wortmeldungen, vorwiegend bezlglich der Drohnen, der Rolle des Staates Israel und
der Vereinbarkeit mit der Schweizer Neutralitat, jedoch auch, ob nicht ein Hersteller
aus einem anderen Land den Auftrag erhalten konnte. Bundesrat Maurer verteidigte das
RP 15 standhaft und zusammen mit der burgerlichen Ratsmehrheit gelang es, samtliche
Minderheitsantrage zu Uberstimmen. In der Gesamtabstimmung konnte dann die
Vorlage des Bundesrates mit 130 zu 55 Stimmen durchgebracht werden, die
Ausgabenbremse wurde mit 135 zu 46 Stimmen geldst; in sémtlichen Ausmarchungen
unterlag links-griin. 2°
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Zivildienst und Dienstverweigerung

La forte augmentation des demandes d’admission au service civil suite a I'abolition de
|'examen de conscience a suscité de nombreuses interventions parlementaires au
cours de I'année sous revue. Ainsi, en mars, les chambres ont adopté de justesse deux
motions identiques issues de leur CPS (CPS-CE et CPS-CN) chargeant le gouvernement
de traiter toutes les interventions parlementaires concernant le service civil et de
présenter un projet de révision de la loi sur le service civil qui réponde aux failles
existantes. La majorité des commissions s’est inquiétée pour la stabilité des effectifs
de I'armée et pour le principe constitutionnel de I'obligation générale de servir. Au
Conseil national, une minorité Allemann (ps, BE) a proposé de rejeter la motion
estimant hatif d’exiger une révision alors que la loi sur le service civil est entrée en
vigueur depuis moins d'une année. Malgré I'opposition de la gauche et d’une partie du
PDC, la chambre basse les a adoptées par 98 voix contre 70. Au Conseil des Etats, une
minorité Héche (ps, JU) a également proposé de rejeter la motion (Mo. 10.3006)
soulignant que l'effectif de la réserve de I'armée dépasse le maximum autorisé de
220'000 soldats et que le rapport sur le service civil n"a alors pas encore été publié. La
chambre haute a adopté les objets par 21voix contre 19. 2

Am 5. Januar 2012 reichte die Gruppe fur eine Schweiz ohne Armee (GSoA) die
Volksinitiative «Ja zur Aufhebung der Wehrpflicht» ein. Ziel der Initiative ist es, die
Militardienstpflicht aufzuheben und das gegenwartige Modell durch eine
Freiwilligenmiliz zu ersetzen. Der Bundesrat beantragte den Réaten, die Initiative Volk
und Standen zur Ablehnung zu empfehlen. Die Initiative ist das dritte Vorhaben dieser
Art, nachdem 1989 die Volksinitiative «Fir eine Schweiz ohne Armee und fir eine
umfassende Friedenspolitik» und 2001 die Volksinitiative «Fir eine glaubwlrdige
Sicherheitspolitik und eine Schweiz ohne Armee>» beide an der Urne abgelehnt wurden.
Anfang Dezember 2012 ausserten sich die Nationalrate zum Begehren. Vier Varianten
standen zur Diskussion: Eine Kommissionsmehrheit unterstitzte die Position der
Regierung und wollte die Initiative zur Ablehnung empfehlen, eine Minderheit |
Allemann (sp, BE) wollte die Abstimmung mit Empfehlung auf Annahme und ohne
Gegenentwurf vors Volk bringen, eine Minderheit Il von Graffenried (gp, BE) schlug als
Gegenvorschlag eine allgemeine Dienstpflicht fur alle Schweizerinnen und Schweizer
vor (10 wochiger Dienst bei der Armee oder der Feuerwehr) und eine Minderheit IlI
Hiltpold (fdp, GE) schlug ebenfalls einen Blrgerdienst vor. Dieser wére fir Schweizer
obligatorisch und flir Schweizerinnen freiwillig und kénnte ebenfalls bei Armee oder
Feuerwehr, aber auch bei der Polizei, beim Grenzwachtkorps, bei der Sanitat oder gar
beim Strafvollzug geleistet werden.Der Nationalrat hatte sich einer langen Diskussion
mit vielen Rednern zu stellen. Die Positionen waren allerdings deutlich:Burgerliche
Politiker lehnten die Initiative klar ab und die Ratslinke stand fir die Initiative ein. Die
héaufigsten Pro-Argumente flgten sich in die generelle Debatte um die Reduktion der
Armeebestadnde, wie sie im Armeebericht 2010 skizziert und beschlossen wurde, ein.
Zudem wurde wiederholt auf die seit dem Ende des Kalten Krieges veranderte
sicherheitspolitische Lage in Europa verwiesen. So sei es nicht mehr zeitgemass ein
Massenheer zu betreiben und vielmehr angebracht, die Streitkrafte nach Vorbild
zahrleicher OECD-Staaten zu redimensionieren. Die Gegner der Initiative hoben
dagegen den Verfassungsauftrag der Armee hervor und beflrchteten eine zu starke
Beschneidung der Einsatzfahigkeit. Eine Freiwilligenmiliz verkdme zu einem
Auffangbecken fur Arbeitslose oder Rambos. Zudem sei die Armee gegenwartig in der
Bevolkerung gut verankert und die gesellschaftliche Durchmischung des Landes sei in
der Armee gut widerspiegelt. Bundesrat Maurer stellte zum Schluss der zweitagigen
Debatte fest, dass die abzulehnende Initiative sicherheitspolitisch in keiner Art und
Weise genlige und dass sie staatspolitisch in die falsche Richtung gehe. Der Rat folgte
schliesslich dem Bundesrat und empfahl die Abstimmung zur Ablehnung. Die Ratslinke
unterlag den burgerlichen Kraften mit 56 zu 121 Stimmen. Die bereits von der SiK-NR
abgelehnten Minderheitsantrage hatten auch im Rat keine Chance. Der Standerat wird
sich 2013 mit der Vorlage befassen. ¥
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Bevdlkerungsschutz

Im Sté&nderat wurde eine aus dem Jahr 2010 stammende Motion Allemann (sp, BE)
angenommen. Die Motion beauftragte die Landesregierung in Ergénzung zum neuen
sicherheitspolitischen Bericht und analog dem Armeebericht einen vertiefenden
~Bericht Bevodlkerungsschutz" mit einem umfassenden Modernisierungskonzept
vorzulegen. %

Wirtschaft

Landwirtschaft
Tierhaltung, -versuche und -schutz

Sur recommandation du Conseil fédéral, le Conseil national a adopté un postulat
Allemann (ps, BE), qui demandait au gouvernement de considérer la possibilité de
délimiter des zones de tranquillité pour protéger les animaux sauvages contre les
perturbations dues a la pratiques d’activités sportives en vogue, telles que le ski hors-
piste ou la randonnée en raquettes. 2

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Energiepolitik

Chargée de I'examen préalable de deux initiatives parlementaires Hiltpold (plr, GE) (Pa.
lv. 08.517 et 08.518) visant a développer les incitations a la construction de batiments a
standard énergétique élevé, la CEATE-CN s’est ralliée aux objectifs de I'initiant, tout en
privilégiant d"autres instruments et une autre maniéere de procéder. Apres avoir rappelé
que le secteur du batiment reléve de la compétence des cantons, les commissaires ont
jugé que le parlement ne dispose pas des informations nécessaires pour créer lui-
méme un régime d’incitation conforme aux exigences formulées dans les deux
initiatives. Aussi, la CEATE a déposé un postulat confiant au Conseil fédéral le mandat
de fournir ces informations. Elle a en outre déposé un second postulat (po. 09.3725)
demandant au gouvernement d’examiner I‘opportunité d’aménager les regles
d’accréditation auxquelles doivent satisfaire les experts habilités a délivrer un CECB. La
commission souhaite ainsi élargir I'accés a la formation CECB aux personnes des
métiers du batiment, en plus des experts académiques du secteur. En plénum, une tres
large majorité a transmis les deux postulats au Conseil fédéral et les deux initiatives ont,
quant a elles, été retirées par leur auteur. *

Verkehr und Kommunikation
Verkehr und Kommunikation

Kurz nach der Abstimmung zur "Milchkuh-Initiative", die wie ein Damokles-Schwert
Uber dem Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds (NAF) gehangen hatte
und Uberraschend deutlich abgelehnt worden war, nahm der Nationalrat als Zweitrat
die Debatte Uber den NAF auf. Die KVF-NR beantragte dem Rat Eintreten auf die
Entwurfe 1, 3 und 4, aber Nichteintreten auf den Entwurf 2, dem Bundesgesetz zum
NAF. Der Nichteintretensantrag folgte automatisch aus der Ablehnung in der
Kommissionsabstimmung: Kommissionsmitglieder von rechts lehnten den Entwurf
wegen der enthaltenen Erhdhung des Mineraldlsteuerzuschlags ab  und
Kommissionsmitglieder von links stimmten wegen den zu hohen Kosten fir die
Bundeskasse gegen den Entwurf. Eine Minderheit Burkart (fdp, AG) verlangte Eintreten
auf Entwurf 2 und eine Minderheit Rytz (gp, BE) wollte die Vorlagen 1 bis 4 mit dem
Auftrag, vor der Beratung des NAF eine Gesamtschau der Verkehrsentwicklung bis 2040
unter Bertcksichtigung aller Verkehrstrager und -mittel vorzulegen, an den Bundesrat
zurlckweisen. Der Antrag Burkart wurde einstimmig angenommen, der Antrag Rytz mit
141 gegen 51 Stimmen (1 Enthaltung) abgelehnt. In der folgenden Debatte zum
Bundesbeschluss Uber die Schaffung des NAF wurden Antrége aus allen Richtungen
abgelehnt: Erfolglos verlangte Jirg Grossen (glp, BE) mit seinen Antrdgen zur
Besteuerung von Elektrofahrzeugen, dass die Abgabe sich an der Leistung orientiere
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und dass eine bestimmte Marktdurchdringung durch die E-Mobilitat gegeben sein
musse, bevor die Abgabe in Kraft trete. Die Antrége von Evi Allemann (sp, BE), welche
die Schonung der Bundeskasse beabsichtigten, wurden ebenso abgelehnt wie die
Antrage von Ulrich Giezendanner (svp, AG) oder Walter Wobmann (svp, SO). Die
Annahme der Mehrheitsantréage flhrte dazu, dass in der umstrittenen Frage der
Erhdhung des Mineraldlsteuerzuschlags die Erhdhung um 4 Rappen gemass Stéanderat
angenommen wurde, bei der Zweckbindung der Mineraldlsteuerertrage aber eine
Differenz zum Sténderat geschaffen wurde: Hatte dieser eine Zweckbindung von
"maximal" 60% nach zwei Jahren beschlossen, so entschied der Nationalrat fur "fix"
60% sofort bei Inkrafttreten. Weiter beschloss die grosse Kammer, dass der
Strassenfonds bei grosseren Sparprogrammen des Bundes nicht angetastet wird. Der
Rat verwehrte dem Bundesrat zudem die Kompetenz zur Anpassung der Benzinsteuer
an die Teuerung. Dem Entwurf 1 wurde schliesslich mit 132 zu 62 Stimmen zugestimmt
und die weiteren Entwirfe wurden ebenfalls deutlich angenommen. Aussergewdhnlich
war das Abstimmungsresultat zum Netzbeschluss (Entwurf 3): 150 Ja-Stimmen standen
43 Enthaltungen aus den Reihen von SP und Grlinen gegenuber.

Im Rahmen der Debatte zum NAF wurden zwei weitere Geschéafte behandelt: Zum Einen
die Motion der KVF-SR 16.3009, welche vom Bundesrat bis Ende 2017 eine Vorlage zur
Einflhrung einer E-Vignette verlangt, zum Anderen eine Motion der KVF-NR 16.3349,
welche ein Reporting Uber die Kosten fur Betrieb und Unterhalt der Netzbeschluss-
Strecken verlangt. Die Motion zur E-Vignette war schon im Marz im Sténderat
angenommen worden und fand auch im Nationalrat eine Mehrheit, obschon
Beflrchtungen um eine Verletzung der Privatsphére gedussert wurden. Die Motion zum
Reporting Uber die Kosten der Netzbeschluss-Strecken war im Zusammenhang mit dem
NAF insofern wichtig, als zwischen den Kantonen und dem ASTRA Uneinigkeit Uber die
Kosten bestand und diese Kosten, sollte der Netzbeschluss im NAF integriert sein, auch
im Rahmen des NAF gedeckt werden sollten. Das ASTRA sah Kosten in der Héhe von
CHF 105 Mio. auf die Bundeskasse zu kommen, die Kantone gingen jedoch von Kosten
von nur CHF 35 Mio. aus. Mit dem Reporting sollten die effektiven Kosten bestimmt
werden. Im Nationalrat wurde die Motion angenommen. *'

Der Nationalrat diskutierte in der Herbstsession 2016 die verbliebenen zwei Differenzen
zum Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds (NAF). Die KVF-NR hatte
dem Rat das Festhalten an den bisherigen Entscheiden beantragt, die Minderheit
Allemann (sp, BE) wollte aber dem Stédnderat nachgeben und das Wort "maximal” in die
Zweckbindungs-Bestimmung zur Mineraldlsteuer aufnehmen. Die Minderheit Candinas
(cvp, GR) wollte wie Bundes- und Stédnderat den Teuerungsausgleich fir die
Mineraldlsteuer einfihren. Beide Minderheiten fanden im Rat keine Mehrheit: Der
Antrag Allemann wurde mit 124 zu 61 Stimmen verworfen, die Minderheit Candinas
unterlag dem Mehrheitsantrag mit 106 zu 79 Stimmen (keine Enthaltungen). Damit
wurde noch keine Einigung mit der kleinen Kammer erzielt. **

Eisenbahn

Les chambres se sont saisies du premier paquet législatif de la réforme des chemins de
fer 2, lequel reprend les éléments les moins contestés du projet renvoyé au Conseil
fédéral en 2005. A I'instar des travaux de la CTT I'année précédente, les débats au
Conseil national ont essentiellement porté sur le projet de loi fédérale sur le service de
sécurité des entreprises de transports (LSST). Sur proposition de sa commission, le
plénum a tout d’abord modifié le titre de la loi désormais rebaptisée loi fédérale sur les
organes de sécurité des entreprises de transports publics (LOSETP). Au terme d’une
confrontation gauche/droite, la chambre basse a approuvé, par 99 voix contre 84, la
possibilité de confier les tdches de sécurité a une organisation privée ayant son siege
en Suisse et majoritairement détenue par des propriétaires suisses sous réserve de
|"autorisation de I'OFT. Les groupes socialiste et écologiste ont vainement dénoncé la
privatisation d’une téche inhérente a la souveraineté interne de I'Etat. La majorité
bourgeoise a en outre refusé une proposition d'amendement Allemann (ps, BE) exigeant
que le personnel des organes de sécurité soit exclusivement composé de policiers
titulaires du brevet fédéral ou d'un certificat.

Les attributions respectives des deux organes de sécurité (la police des transports et le
service de sécurité) ont suscité de vifs échanges aprés qu’une minorité Binder (udc, ZH)
a proposé d’habiliter la police des transports a intervenir en cas de présomption
d’infraction et a arréter provisoirement des personnes sans obligation de les remettre
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immédiatement a la police cantonale. Le conseiller fédéral Moritz Leuenberger a averti
qu’une telle extension des compétences ferait de la police des transports une police
fédérale qui empiéterait inévitablement sur la juridiction des polices cantonales. La
majorité de la commission et les groupes socialiste et écologiste ont en outre fait valoir
que, en cas d’acceptation de I'amendement, il faudrait construire des lieux de
détention et mettre en place une infrastructure beaucoup plus conséquente que ne le
laisse entendre le proposant. Au vote, 'amendement Binder a été approuvé par 98 voix
contre 79, la majorité bourgeoise se ralliant a I'idée que ces attributions
supplémentaires sont nécessaires pour garantir efficacement la sécurité et le respect
des lois fédérales. Quant a I'équipement du personnel de sécurité, si le Conseil fédéral
souhaitait que la loi exclue expressément les armes a feu, la chambre basse a préféré
laisser cette possibilité ouverte, la encore malgré I'opposition des Verts et des
socialistes. Au vote sur I'ensemble, le projet ainsi modifié a été approuvé par 118 voix
contre 62, résultat reflétant parfaitement le rapport de forces droite/gauche. *

Post und Telekommunikation

Lors de la discussion par article de la LPO (loi sur la poste), le plénum a tout d’abord
refusé, par 107 voix contre 64, d’obliger les entreprises postales a conclure des
conventions collectives de travail avec leurs employés, ainsi que |'a proposé une
minorité Pedrina (ps, TI). Une proposition radicale visant a obliger La Poste a mettre ses
infrastructures a disposition de ses concurrents privés a également été rejetée, par 126
voix contre 41. Par 94 voix contre 61, les députés ont refusé de conditionner I'utilisation
des cases postales par les concurrents de La Poste au respect des dispositions de la
convention collective de cette derniére, ainsi que I'a demandé une minorité
Simoneschi-Cortesi (pdc, Tl). La CTT-CN a proposé d’attribuer la concession pour le
service universel par une procédure d’appel d'offres, comme cela se fait pour les
télécommunications. Par 84 voix contre 82, le plénum a préféré s’en tenir a la solution
retenue par le Conseil fédéral et le Conseil des Etats, considérant que, a I'instar des
télécommunications, aucun concurrent de 'opérateur historique n’étant susceptible
de présenter une offre, une telle procédure serait inutile et colteuse. Par 87 voix
contre 85, la chambre basse a suivi sa commission, en introduisant une garantie
générale de la distribution a domicile cing jours par semaine dans tous les lieux habités
a I'année, excluant ainsi les exceptions proposées par le Conseil fédéral. Toujours sur
proposition de sa commission, elle a décidé de garantir I'accessibilité des prestations
du service universel dans toutes les régions du pays a une « distance raisonnable ». Par
97 voix contre 74, les députés ont inscrit dans la loi le droit de participation des
communes en matiere de détermination du réseau de points d’accés aux services
postaux, selon une proposition Weber-Gobet (pcs, FR). A la suite du Conseil des Etats,
mais contre 'avis de la majorité de la CTT-CN, le Conseil national a approuvé, par 102
voix contre 69, la suppression de la limitation dans le temps de 'aide a la presse, selon
une proposition Allemann (ps, BE). Cette aide a d"ailleurs été revue a la hausse, qu’elle
soit destinée a la presse régionale et locale (de CHF 20 a 30 millions) ou a la presse
associative (de CHF 10 a 20 millions). Concernant la libéralisation, le plénum a suivi la
majorité de la CTT en décidant, par 102 voix contre 82, de biffer la suppression du
monopole de La Poste sur les lettres dun poids égal ou inférieur a 50 grammes et de
charger le Conseil fédéral de présenter, dans un délai maximal de trois ans aprés
I'entrée en vigueur de la LPO, un rapport sur les conséquences de I|'ouverture du
marché jusqu’a 50 grammes en Suisse et de la libéralisation compléte en Europe, ainsi
que des mesures pour le développement futur du marché postal. Au vote sur
I'ensemble, les députés ont adopté la LPO, par 152 voix contre 26, ces derniéres
provenant presque exclusivement du groupe PLR.

Lors de I'examen de la LOP (loi sur I'organisation de La Poste) (09.050), le plénum a tout
d’abord rejeté des propositions socialistes visant & ce que La Poste conserve le statut
d’établissement autonome de droit public et que la Confédération en demeure I'unique
propriétaire. Une minorité rose-verte de la CTT-CN a en outre proposé de transformer
Postfinance en une véritable banque postale. Les députés ont rejeté cette proposition
par 101 voix contre 67. Ils n‘ont pas non plus souhaité que La Poste conserve la
propriété de la totalité des actions de Postfinance SA, décidant au contraire, par 125
voix contre 61, d’ouvrir son capital tout en garantissant a La Poste une majorité de
sieges et de voix au conseil d’administration. La chambre basse a par ailleurs adopté
plusieurs modifications formelles proposées par la CTT-CN, ainsi qu'un amendement
précisant que les deux lois entreront en vigueur simultanément. Au vote sur I'ensemble,
la chambre basse a adopté la LOP, par 97 voix contre 83.
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Umweltschutz
Allgemeiner Umweltschutz

Ebenfalls verworfen wurden zwei Motionen der griinen Fraktion fiir eine
Klimaschutzstrategie 2050 und fiir eine Klimavertraglichkeitspriifung, eine Motion
Teuscher (gp, BE) fur eine Lenkungsabgabe auf dem Energieverbrauch (Mo. Teuscher,
06.3595), eine Motion Allemann (sp, BE) zur klima- und gesundheitsschadigenden
Wirkung fossiler Treibstoffe (Mo. Allemann, 05.3893), eine Motion Recordon (gp, VD) zur
Installation von Treibstoffverbrauchsmessgeraten in allen Fahrzeugen (Mo. Recordon,
06.3105) sowie eine Motion Donzé (evp, BE) fir eine Sensibilisierungskampagne zur
Verringerung des Benzinverbrauchs (Mo. Donzé, 06.3186). %

La campagne a été marquée des son démarrage par la division du PRD. Déja lors des
débats aux chambres, plusieurs élus radicaux s’étaient distanciés du parti, estimant
Iinitiative excessive et contraire a I'Etat de droit. Fer de lance du comité d’initiative, la
conseillere nationale Doris Fiala (prd, ZH) a d’ailleurs vertement critiqué les quatre
radicaux qui s'étaient abstenus lors du premier vote a la chambre basse, les jugeant
responsables de I'échec au parlement. Signe des vives tensions internes au parti, la
direction a décidé que l'assemblée des délégués voterait a bulletin secret pour
déterminer le mot d’ordre du parti, de sorte & protéger les minoritaires. A I'issue du
vote, les délégués ont décidé de soutenir l'initiative par 142 voix contre 57 et 17
abstentions. Loin de se résigner, les minoritaires, soit dix parlementaires fédéraux, des
anciens conseillers aux Etats et la section genevoise du PRD ont mené une campagne
tres active. Les parlementaires, anciens et actuels, qui se sont engagés contre
Iinitiative étaient Christine Egerszegi (AG), Erika Forster (SG), Kurt Fluri (SO), Rolf
Buttiker (SO), Dick Marti (TI), Olivier Francais (VD), Hugues Hiltpold (GE), Corina
Eichenberger (AG), Christa Markwalder (BE), Peter Malama (BS), Thomas Pfisterer (AG),
Thierry Béguin (NE), Gilles Petitpierre (GE) et René Rhinow (BS). *°

Sozialpolitik

Bevolkerung und Arbeit
Lohne

Le Secrétariat d'Etat a I'économie (SECO) a publié le 3 mai un rapport sur les mesures
d’accompagnement a la libre circulation des personnes. Ce rapport a établi que 38%
des entreprises étrangeres contrblées ayant détaché des travailleurs en Suisses n‘ont
pas respecté les salaires minimaux fixés par les conventions collectives de travail (CCT).
Le batiment, les métiers liés a la sécurité, le nettoyage et le jardinage étaient les
domaines les plus touchés. Dans la foulée de ce rapport, le Conseil fédéral a décidé de
renforcer la lutte contre les abus liés a la libre circulation des personnes. Le 6 juillet, il a
chargé le Département fédéral de I'économie (DFE) d’élaborer un projet de loi
permettant de combler les lacunes légales concernant I'exécution des mesures
d'accompagnement. Il a notamment été question d’élargir les possibilités de sanction
face aux abus des contrats types de travail ou des conventions collectives ainsi que de
lutter contre le phénoméne des «faux indépendants». Certaines entreprises
étrangeres font travailler leurs employés en Suisse sous le statut d'indépendants alors
que ces personnes sont salariées. De cette maniéere, ces entreprises échappent aux
conditions salariales minimales imposées. Lors d'une session extraordinaire sur la
situation économique et sociale de la population qui a eu lieu dans le cadre de la
session d’automne, le Conseil national a adopté quatre motions destinées a combattre
le recours a ces indépendants fictifs. La motion Hiltpold (plr, GE) a eu pour but de
charger le Conseil fédéral d'apporter des précisions sur le statut des indépendants et
notamment sur les contrdles a effectuer pour déceler les faux indépendants. La motion
Lustenberger (pdc, LU) a exigé que le Conseil fédéral prenne en considération le renvoi
rapide des fautifs, des sanctions plus séveres |'obligation de fournir des documents
attestant le statut d’indépendant. La motion Moret (plr, VD) a réclamé I'introduction
d’une caution d’'un montant important afin de lutter contre les faux indépendants. La
motion Estermann (udc, LU) a demandé au Conseil fédéral de combattre ce probleme
sans dépenses supplémentaires notables. Dans le méme contexte, le Conseil national a
par ailleurs accepté une motion Pelli (plr, TI) visant & sanctionner le non-respect des
salaires minimaux prévus par les conventions collectives de travail (CCT). Le Conseil des
Etats ne s’est pas prononcé sur ces quatre interventions parlementaires en 2011. %
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Soziale Gruppen
Asylpolitik

Jugeant les procédures dans le domaine d'asile trop lentes et administrativement trop
chargées, le conseiller national Hugues Hiltpold (plr, GE) a déposé une motion
demandant une réduction de la bureaucratie dans le domaine de I’asile. La demande
concerne notamment un regroupement des différentes auditions passées par les
requérants d’asile. Suivant I'avis du Conseil fédéral et du Conseil national, le Conseil
des Etats a accepté la motion. ¥/

En octobre, le Conseil fédéral a publié un rapport pour répondre au postulat Hiltpold
(plr, GE) « Migration en provenance de pays nord-africains. Situation en Suisse ». Les
conclusions du rapport montrent que la Suisse a rapidement réagi. Elle a non seulement
augmenté son soutien humanitaire, mais a aussi adapté sa politique de l|'asile en
traitant prioritairement les personnes issues de certains pays et ne présentant pas de
motifs d’asile. Ainsi, de nombreux requérants sont rentrés grace a des programmes
d’aide au retour. %

Familienpolitik

Keine Zustimmung fanden im Nationalrat auch eine parlamentarische Initiative Hodgers
(gp, GE) zur Einfiihrung eines fakultativen kantonalen Vaterschaftsurlaubs sowie eine
Motion Hiltpold (fdp, GE) (Mo. 09.3187) fur einen Elternurlaub. Ebenfalls abgelehnt
wurde eine Motion Barthassat (cvp, GE) (Mo. 09.3943), mit der eine Anpassung des
Militérgesetzes verlangt wurde, damit die Wiederholungskurse durch einen bezahlten
Vaterschaftsurlaub ersetzt werden kénnten. *

Kinder- und Jugendpolitik

Der Nationalrat lehnte eine Motion Allemann (sp, BE) zur Schaffung eines virtuellen
Jugendparlaments ab. Gemass Bundesrat wirde das virtuelle Jugendparlament die
Jugendsession konkurrenzieren. *°

Bei einer ersten Gruppe von Vorstdssen ging es gewissermassen um eine
Bestandesaufnahme. Allemann (sp, BE) wollte den Bundesrat verpflichten, die
verschiedenen Akteure, die sich mit dieser Frage beruflich auseinander setzen, zu einer
nationalen Konferenz einzuladen und damit bei der Eindémmung der Jugendgewalt eine
aktive und koordinierende Rolle zu Ubernehmen. Der Bundesrat verwies auf laufende
Arbeiten im BSV, welche 2008 in einen Bericht minden sollen; dieser sei bewusst breit
angelegt und beziehe alle involvierten Kreise ein, weshalb eine nationale Konferenz
keine neuen Erkenntnisse bringen wurde. Auf seinen Antrag wurde die Motion mit 129
zu 51 Stimmen abgelehnt. Gegen den Willen des Bundesrates angenommen - und zwar
sehr deutlich mit 114 zu 37 Stimmen - wurde hingegen eine weitere Motion Allemann,
die verlangt, in Zusammenarbeit mit den Kantonen sei eine gesamtschweizerisch
einheitliche Meldepflicht fur Vorfalle menschlicher Gewalt einzufihren. Die Regierung
vertrat die Ansicht, eine gesamtschweizerische Statistik zu Gewaltdelikten und deren
Opfer kénne durchaus sinnvoll sein, eine Meldepflicht insbesondere fir Arzte und
Arztinnen sei aber wegen des Berufsgeheimnisses problematisch und kénnte sich auch
als kontraproduktiv erweisen, da viele Opfer sich scheuen wurden, die Tat zu
thematisieren, wenn ihnen bewusst sei, dass die Information nicht vertraulich
behandelt werde. *

Im Rahmen seiner grossen jugendpolitischen Debatte hatte der Nationalrat im Vorjahr
eine Motion Allemann (sp, BE) angenommen, welche den Bundesrat gegen seine damals
geausserte ablehnende Haltung verpflichtet, in Zusammenarbeit mit den Kantonen eine
gesamtschweizerisch einheitliche Meldepflicht flur Vorfdlle menschlicher Gewalt
einzufihren. Die Regierung hatte die Ansicht vertreten, eine gesamtschweizerische
Statistik zu Gewaltdelikten und deren Opfer kénne durchaus sinnvoll sein, eine
Meldepflicht insbesondere fiir Arzte und Arztinnen sei aber wegen des
Berufsgeheimnisses problematisch und kénnte sich auch als kontraproduktiv erweisen,
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da viele Opfer sich scheuen wirden, die Tat zu thematisieren, wenn ihnen bewusst sei,
dass die Information nicht vertraulich behandelt werde. Im Standerat beantragte die
Kommission einen leicht modifizierten Text, welcher es dem Bundesrat tberlésst, mit
den Kantonen einen geeigneten Weg zu finden, um diese Gewaltvorfélle zu erfassen; auf
eine explizite Meldepflicht verzichtete der abgeanderte Text. In Ergédnzung dazu
stipulierte er aber, dass die erhobenen Félle im Hinblick auf mdgliche
Praventionsmassnahmen auch statistisch ausgewertet werden. Dieser Antrag fand auch
die Unterstltzung des Bundesrates. **

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Grundschulen

Eine Motion Allemann (sp, BE) wollte das Bundesgesetz Uber die Férderung von Turnen
und Sport so abandern, dass jedes Schulkind in der Primarschulzeit einen qualitativ
hochstehenden Schwimmunterricht erhélt. Begrindet wurde die Motion damit, dass
Ertrinken die zweithaufigste Todesursache bei Kindern sei und die Schwimmféhigkeit
bei Kindern und Jugendlichen abnehme. Da das Bundesgesetz Uber die Férderung von
Turnen und Sport zurzeit totalrevidiert wird und ein entsprechendes
Vernehmlassungsverfahren, bei dem dieses Anliegen eingebracht werden kann,
voraussichtlich im ersten Quartal 2008 eroffnet wird, lehnte der Nationalrat die Motion
ab. *

Medien
Radio und Fernsehen

Zugunsten der SRG fordert eine im Juni im Nationalrat eingereichte Motion von Evi
Allemann (sp, BE) den Abbau regulatorischer Schranken bei der Verbreitung von TV-
Sendungen liber das Internet. Die derzeit giltige Konzession erlaubt der SRG die
Erstausstrahlung von Sendungen Uber das Internet, das sogenannte Live-Streaming, nur
bei deren parallelen Ausstrahlung Gber einen der drei SF-Kanéle und bei Vorliegen einer
vorgangig eingereichten Bewilligung. Die in der Herbstsession vorgesehene Behandlung
der Motion wurde verschoben, da sie im Rat bekdmpft wurde. **

Nach mehrjahrigem Streit zwischen der 6ffentlich-rechtlichen Institution und privaten
Anbietern legte der Bundesrat im Mai eine Revision der Konzession der SRG SSR vor,
welche eine Erweiterung des Online-Angebots des Schweizer Radios und Fernsehens
ermoglicht. Nachdem der Bundesrat der SRG bereits im Vorjahr die Online-Werbung
untersagt hatte, beschréankte sich die Anpassung der Konzession auf die Bestimmungen
zu den Online-Inhalten der SRG. Diese sollen in erster Linie von audiovisuellen
Beitragen gepragt sein. Die inhaltlichen Vorgaben fir einen Beitrag, der mit einer im
Schweizer Radio oder Fernsehen ausgestrahlten Sendung in Bezug steht, wurden durch
die Konzessionsénderung gelockert. Neu ermdglicht wird der SRG die Publikation von
Online-Inhalten ohne Sendungsbezug, jedoch dlrfen solche Beitrdge nicht mehr als
einen Viertel der im Web publizierten Inhalte betragen. Fir Berichterstattungen in den
Rubriken News, Sport und Lokales/Regionales, die keinen Sendungsbezug aufweisen,
gilt dartiiber hinaus eine Umfangbeschrankung von maximal 1000 Zeichen. Weiter erhalt
die SRG das Recht, bedeutende politische, wirtschaftliche, kulturelle und sportliche
Ereignisse von Uberregionalem Interesse ohne gleichzeitige Fernsehausstrahlung und
ohne vorgéngige Bewilligung im Internet live zu Ubertragen. Diese Anpassung erfolgte in
Erfillung der im Vorjahr tiberwiesenen Motion Allemann (sp, BE). Die Anderungen traten
Anfang Juni in Kraft. Der Verband Schweizer Medien gab bekannt, mit diesem
Kompromiss leben zu kénnen, hatte er doch im Vorfeld einen minimalen Grenzwert von
80% fur die Publikation von Texten mit Sendebezug sowie eine Maximalldnge von 800
Zeichen fir Inhalte ohne Sendebezug gefordert. Gleichwohl monierten die Verleger,
dass die SRG neben wirtschaftlichen und politischen Themen auch Sport- und
Kulturanlasse im Internet live Ubertragen darf. Dies fihre zur Konkurrenzierung privater
Anbieter. An den neuen Méglichkeiten der Live-Ubertragung storte sich ebenfalls der
Verband der Regionalfernsehen (Telesuisse). Missbilligend &usserten sich zudem FDP,
SVP und der Schweizerische Gewerbeverband (SGV), die eine Debatte liber den Service
public im Medienbereich forderten. *
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Neben der parlamentarischen Initiative Rutz (svp, ZH) verlangt eine weitere
parlamentarische Initiative, eingereicht durch Hugues Hiltpold (fdp, GE), dass die SRG
nur unter bestimmten Bedingungen eine Zusammenarbeit mit anderen
Medienunternehmen eingehen darf. Beide Anliegen wurden nach der Bekanntgabe der
geplanten Werbeallianz zwischen der SRG, Swisscom und Ringier lanciert. Mit
deutlichen 21 zu O Stimmen bei 4 Enthaltungen beschloss die erstberatende KVF-NR im
August 2016, dem Anliegen Folge zu geben. Mit seinem Vorstoss verlangt der Genfer
FDP-Nationalrat, dass die SRG nur Zusammenarbeiten eingehen darf, wenn diese
~nachweislich zur Meinungsvielfalt und zur Angebotsvielfalt™ beitragen, und wenn allen
Medienunternehmen die Teilnahme diskriminierungsfrei offen steht. “

Im Oktober 2016 behandelte die KVF-SR die parlamentarische Initiative Hiltpold (fdp,
GE) zusammen mit der parlamentarischen Initiative Vonlanthen (cvp, FR) (16.410), die
ebenfalls eine diskriminierungsfreie Kooperation der SRG mit anderen
Medienunternehmen sicherstellen sollte. Die Kommission beschloss, die Beratung
beider Initiativen zu unterbrechen, da das Bundesverwaltungsgericht am 29. September
2016 die Beschwerde verschiedener Medienunternehmen gegen die Beteiligung der
SRG an der Admeira gutgeheissen hatte und die Kommission entsprechend vor
weiteren Beratungen des Geschaftes die Weiterentwicklung des Gerichtsfalls abwarten
wollte.

Im April und Mai 2017 fuhrte die KVF-SR Anhérungen mit der Admeira, Vertretern des
Verbandes Schweizer Medien und der Goldbach Group AG durch. In ihrer Debatte im
Mai 2017 befand die Kommission, dass die beiden parlamentarischen Initiativen keine
geeigneten Instrumente zur Unterstitzung der Regionalmedien darstellten, und gab
ihnen mit 8 zu 4 Stimmen (Pa.lv. Hiltpold) und 7 zu 4 Stimmen bei einer Enthaltung
(Pa.lv. Vonlanthen) keine Folge. Stattdessen reichte sie eine Kommissionsmotion ein,
welche eine Kooperation der SRG mit anderen Medienpartnern und die
Diskriminierungsfreiheit garantieren soll. */

Zur Gewahrleistung der Medienvielfalt in der Schweiz reichte die KVF-SR eine Motion
ein, durch welche der Bundesrat beauftragt werden sollte, durch eine Anderung des
RTVG fur eine verstéarkte Kooperation der SRG mit anderen Medienpartnern und fur die
Sicherstellung der Diskriminierungsfreineit zu sorgen. Ausléser fur diese
Kommissionsmotion waren die parlamentarischen Initiativen Vonlanthen (Pa.lv. 16.410)
und Hiltpold, die aufgrund der Werbeplattform Admeira eingereicht worden waren. Der
Bundesrat entgegnete, dass die privatwirtschaftlichen Kooperationsformen der SRG mit
anderen Medien- und Telekom-Unternehmen durch die vergebenen Konzessionen
nicht erfasst wirden, die SRG somit diesbezlglich selbst entscheiden kénne. Zwar
kenne das RTVG Interventionsmaoglichkeiten zum Beispiel durch betriebliche Auflagen
oder das Untersagen von Tatigkeiten, welche die verfassungsrechtlichen Zielsetzungen
tangieren, die Einschrankung oder das Verbot der Kooperationen bei
nichtkonzessionierten Tatigkeiten, wenn sie .keinen spezifischen positiven Effekt zur
Starkung der Meinungs- und Angebotsvielfalt erzielen®, gehe aber zu weit. Folglich
beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion.

Bei der Debatte im Stédnderat in der Herbstsession 2017 erklarte Josef Dittli (fdp, UR),
dass geméss Kommission dieses Thema in die Behandlung des geplanten
Mediengesetzes integriert werden solle und Standerat Vonlanthen aus diesem Grund
seine parlamentarische Initiative zurlckgezogen habe. Géraldine Savary (sp, VD)
erganzte, dass es nicht darum gehe, den Handlungsspielraum der SRG einzuschranken,
sondern darum, eine Medienlandschaft mit effizienten Partnerschaften zu schaffen.
Man musse die Anliegen der Printmedien ernst nehmen, deren Schwierigkeiten sich
durch Admeira noch vergréssern werden, so Beat Vonlanthen. Den Bezug zu den
Printmedien akzeptierte Medienministerin Leuthard jedoch nicht. So verliere der
Printbereich die Werbeauftrége nicht an die SRG, sondern an den Online-Bereich.
Zudem zeige der gute Start von Admeira, ohne dass die SRG bereits
zielgruppenspezifische Werbung machen darf, dass es die Werbeplattform mit und
ohne die SRG gabe. Zwar sei es wichtig, Medienvielfalt sicherzustellen, dies sei jedoch
nicht Aufgabe der SRG. Gemass Motion musste man die SRG zur Kooperation zwingen,
was vermutlich nur teilweise umsetzbar wére. Trotz dieser Einwédnde nahm der
Standerat die Kommissionsmotion mit 21zu 15 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) an. “®
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Medienpolitische Grundfragen

Noch bevor das UVEK und das BAKOM ihre Entscheide zum Joint Venture von SRG,
Swisscom und Ringier féllen konnten, ging SRG-Generaldirektor Roger de Weck in die
Offensive. In einem Artikel in der NZZ wies er darauf hin, dass eine Schwachung der SRG
die Verleger nicht starke und dass Kooperationen die einzige zukunftsweisende
Alternative im Kampf gegen ausléndische Konkurrenten wie Google oder Facebook
darstellten. Entsprechend unterbreitete er den anderen Schweizer
Medienunternehmen mehrere Angebote flr eine verstarkte Zusammenarbeit. Der
Verband Schweizer Medien zeigte sich in der Folge bereit zu entsprechenden
Gesprachen, jedoch nur, wenn die SRG wéhrend dieser Gespréache auf die Umsetzung
des Joint Ventures verzichte. Der Verband reichte zudem eine Klage beim
Bundesverwaltungsgericht ein, um Einblick in die Vertrage der Werbeallianz zu erhalten.
Uberdies bildeten Zeitungen, Privatsender und Netzanbieter kurze Zeit spater ein loses
Blndnis, das sich flur eine wettbewerbsfreundliche, féderalistische Medienpolitik
einsetzen sollte und folglich eine Beschrankung der Werbemoglichkeit der SRG zum
Schutz der privaten und lokalen Medien forderte.

Dennoch erteilte Bundesratin Leuthard in einer Verfugung des UVEK der SRG die
Erlaubnis, sich am Joint Venture zu beteiligen. Zielgruppengenaue Werbespots bleiben
der SRG gemaéss einer zweiten Verfugung des BAKOM jedoch verboten, da dies eine
Vermehrung der SRG-Programme darstelle und somit konzessionspflichtig sei. Die SRG
miisse daher einen Antrag auf Anderung der Konzession einreichen. Die
Medienministerin wies zudem auf die geschéaftlichen Risiken hin, welche durch diese
Werbeplattform auf die SRG zukommen kénnten. Durch die Verbreitung der Werbung
Uber Leitungen von Dritten kénnten diese womoglich zusatzliche Kosten geltend
machen. Des Weiteren hielt das UVEK die Verbote fir die SRG, regionale Werbung oder
Online-Werbung zu machen, aufrecht. Schliesslich muss die SRG das UVEK halbjahrlich
Uber ihre Tatigkeiten informieren, so dass Letzteres bei allfalligen Einschrankungen des
Spielraums der privaten Anbieter reagieren kénnte. Der Entscheid stiess auf grossen
Unmut, vor allem beim Verband Schweizer Medien. Doch auch politische Kritik folgte
umgehend: So forderte zum Beispiel Gregor Rutz (svp, ZH), dass der Bundesrat
bezlglich der Konzession keine Tatsachen schaffen solle, bevor das Parlament die
entsprechenden Diskussionen gefiihrt habe. Im Parlament folgten verschiedene
Vorstosse, mit denen neue Regeln fur Kooperationen der SRG geschaffen werden sollen
(Pa.lv. Vonlanthen (cvp, FR, 16.410), pa.lv. Hiltpold (fdp, GE)).

Auf diese Kritik reagierten die SRG, Swisscom und Ringier mit der Verdffentlichung
einer Selbstverpflichtung, deren zehn Grundsatze mindestens bis funf Jahre nach
Markteintritt gultig sein sollen. So sei die Werbeallianz offen fur alle; alle Anbieter
journalistischer Produkte kénnten sich als Kunden, jedoch nicht als Aktionare, an der
Werbeplattform beteiligen. Dadurch soll die Gleichbehandlung aller Anbieter von
Werbeleistungen gewéhrleistet werden. In der Werbeallianz sei der Datenschutz sehr
wichtig, die Betroffenen sollen selbst Uber ihre Daten bestimmen kénnen. Die SRG
werde keine regionale Werbung ausstrahlen und sich selbst beim UVEK melden, wenn
die Einnahmen aus der zielgerichteten Werbung einen Betrag von CHF 30 Mio.
Uberstiegen. Ein Branchenanlass soll zudem zum Wissenstransfer beitragen. Dennoch
gelangte der Verband Schweizer Medien zusammen mit verschiedenen anderen
Unternehmen mit einer Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht. Einerseits
wurde beanstandet, dass beim Entscheid des UVEK Artikel 29 des RTVG, wonach nicht
konzessionierte  Tatigkeiten der SRG  den  Entfaltungsspielraum  anderer
Medienunternehmen nicht einschranken durfen, durch die Werbeallianz verletzt werde.
Andererseits seien die privaten Medien im Verfahren nicht als Partei zugelassen
worden, wodurch ihnen auch die Akteneinsicht verwehrt blieb. Da sie direkt betroffene
Konkurrenzbetriebe seien, mussten sie aber als Partei anerkannt werden. Auch am
Entscheid der WEKO wurde Kritik laut, da die Beurteilung des Joint Ventures unublich
verlaufen sei. Das Sekretariat der WEKO hatte der entscheidenden Kommission
beantragt, das Projekt zu untersagen oder unter Auflagen zu bewilligen. Die Kommission
entschied sich jedoch gegen beide Vorschléage und genehmigte das Projekt ohne
Auflagen. Dieses unulbliche Vorgehen zusammen mit einer ebenfalls nicht Ublichen
Definition des relevanten Marktes liessen den Verdacht aufkommen, dass verschiedene
Kreise Einfluss auf die Entscheidung der WEKO genommen haben kénnten. Im
Gegenzug erstattete die WEKO Anzeige wegen Amtsgeheimnisverletzung bei der
Bundesanwaltschaft, da Details aus geheimen Entscheiddiskussionen an die
Offentlichkeit gelangt waren.

Am 4. April 2016 nahm die Werbeplattform, die unterdessen den Namen ,Admeira®
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erhalten hatte, ihren Betrieb auf. Sie umfasst 280 Mitarbeitende und vereinigt die
Werbeplatze der SRG-Sender, der Medienerzeugnisse von Ringier und von Axel Springer
Schweiz sowie der Swisscom-Plattformen. Mit ihrem Betriebsstart trotz hangiger
Beschwerde ging die Admeira jedoch ein rechtliches Risiko ein, zumal die
Beschwerdeflhrer eine aufschiebende Wirkung des Prozesses verlangt hatten. Obwohl
das Bundesverwaltungsgericht diesen Antrag abgelehnt hatte, blieb unklar, ob die
Admeira im Anschluss an den inhaltlichen Entscheid des Gerichts ihre Tatigkeit wirde
sistieren mussen. Im Oktober 2016 hiess das Bundesverwaltungsgericht die Beschwerde
des Verbandes Schweizer Medien, der Tamedia, der AZ Medien, von 3+ und Pro Sieben
gut, weil sie vom UVEK nicht als Partei anerkannt worden waren. Lediglich die
Beschwerde von Goldbach Medien wurde abgelehnt, da die Unternehmung nicht
publizistisch tatig sei. Somit muss das UVEK erneut prifen, ob die Teilnahme der SRG
an Admeira gesetzeskonform ist. Zwar konnte es das Urteil ans Bundesgericht
weiterziehen, dies wirde jedoch das Verfahren weiter in die Lange ziehen und somit
die Rechtssicherheit fir Admeira weiter verzogern. Von einer solchen wirde aber die
SRG profitieren, zumal sie fur eine zielgruppenspezifische Werbung eine
Konzessionsanderung beantragen misste. *

Auch im Jahr 2017 riss die Kritik an der Admeira nicht ab. Im April 2017 begann die
Swisscom, anonymisierte Werbedaten flr zielgruppenbasierte Werbung an die Admeira
weiterzuleiten. Zuvor hatte sie ihre Festnetzkunden auf eine aktualisierte
Datenschutzerklarung hingewiesen, die unter anderem beinhaltete, dass die Kunden bei
der Datenweitergabe Widerspruch einlegen kdnnen. Das Ausbleiben einer expliziten
Reaktion durch den Kunden verstand die Swisscom dabei als implizite Zustimmung zu
den aktualisierten Bestimmungen (Opt-Out). Dieses Vorgehen stiess jedoch im
Parlament auf Widerstand: Im Mai 2017 reichten Manfred Buhler (svp, BE, Ip. 17.3185),
Fabio Regazzi (cvp, TI, Ip. 17.3190) und Kathy Riklin (cvp, ZH, A. 17.1013) Interpellationen
und Anfragen ein, mit denen sie vom Bundesrat Erklarungen zum Vorgehen der
Swisscom forderten. Darin kritisierten sie insbesondere, dass bei einer
stillschweigenden Annahme der Datenschutzerklarung die Gefahr bestehe, dass
Personen unbewusst zustimmten, zum Beispiel weil sie das Kleingedruckte nicht
gelesen hatten. Der Bundesrat lehnte aber eine Deutungshoheit Uber die Zulassigkeit
dieses Opt-Out-Prinzips ab und verwies auf die Zustandigkeit der Zivilgerichte sowie
auf die unternehmerische Autonomie der Swisscom.

Sorgen machten sich die Parlamentarierinnen und Parlamentarier insbesondere auch
wegen der starken Marktposition der SRG, die sich durch ihre Beteiligung an der
Admeira noch zu verstarken drohe. Die KVF-SR forderte vom Bundesrat in einer Motion
(Mo. 17.3355), sicherzustellen, dass die Kooperationen der SRG der Angebots- und
Meinungsvielfalt zugute kémen und interessierte Partner diskriminierungslos in die
Reihen der Aktiondre aufgenommen wirden. Die KVF-SR hatte die Motion
ausgearbeitet, nachdem der Nationalrat im Juni 2017 eine parlamentarische Initiative
von Gregor Rutz (svp, ZH, Pa.lv. 15.495) angenommen hatte, welche eine Beschrankung
der nichtkonzessionierten Tatigkeiten der SRG auf volkswirtschaftlich zwingende und
nicht bereits durch private Anbieter abgedeckte Bereiche forderte. Ahnliche Anliegen
hatten 2016 bereits Hugues Hiltpold (fdp, GE, pa.lv. 16.422) und Beat Vonlanthen (cvp,
FR, pa. IV. 16.410) mittels parlamentarischer Initiativen vertreten. Auch Corina
Eichenberger-Walther (fdp, AG) forderte in einer Interpellation (Ip. 17.3807) Auskunft
darlber, welche rechtlichen Maoglichkeiten bestinden, die SRG zu einem
diskriminierungsfreien Zugang fur die privaten Medien zu verpflichten. In ihrer
Interpellation fragte sie auch nach den durch ihre Teilnahme an der Admeira
entstehenden finanziellen Risiken flr die SRG - ein Thema, das auch eine Anfrage von
Daniela Schneeberger (fdp, BL) aufnahm (A. 17.5300).

Die Verlage teilten die Sorgen der Parlamentarierinnen und Parlamentarier bezlglich
der Stellung der SRG aufgrund von Admeira. Im September 2017 forderten Pietro Supino
und Peter Wanner als Verleger der Tamedia, respektive der AZ-Medien, eine
Aufspaltung der Admeira in zwei separate Gesellschaften: in ein Unternehmen far
Datenmanagement und eines fir den Verkauf von Werbung. Die Vermischung der
beiden Bereiche sei ,keine saubere Losung®, weil ein Grossteil der Daten - gemass
Wanner ,das Gold von heute™ - von der staatlich kontrollierten Swisscom stamme. Notig
sei stattdessen eine offene, diskriminierungsfreie Branchenldsung, erklarte Tamedia-
Sprecher Christoph Zimmer. Eine fur alle vollstandig offene Datenplattform sei aus
Datenschutzgrinden nicht moglich, konterte Admeira-Sprecherin Romi Hofer. Da alle
Verlage ihre Inserate Uber Admeira verkaufen und Aktionare werden kdnnten, verflgten
Swisscom, Ringier und die SRG auch nicht Uber einen ungerechtfertigten
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Wettbewerbsvorteil.

Ende August 2017 gab Admeira bekannt, dass sie ein Tochterunternehmen mit dem
Namen Adtelier gegriindet habe. Dieses soll Sonderwerbeformen wie Native Advertising,
Storytelling und Content Marketing, also dhnliche Werbeformen wie Publireportagen,
die wie redaktionelle Produkte aussehen, produzieren. Diesbezlglich wollte Karl Vogler
(csp, OW, Ip. 17.3899) mittels einer Interpellation vom Bundesrat wissen, ob die Nutzung
solcher Sonderwerbeformen wirklich noch dem Service Public-Auftrag der SRG
entspreche. Dieser erwiderte, dass die Beteiligung an Admeira ausserhalb des Service
Public-Auftrags liege, die SRG keine Gebulhrengelder dafir nutze und dies
entsprechend ein unternehmerischer Entscheid der SRG sei.

Ende Oktober 2017 schickte das UVEK schliesslich einen Revisionsentwurf der Radio-
und Fernsehverordnung (RTVV) in die Vernehmlassung, gemass dem der SRG und den
privaten Anbietern mit Konzession zielgruppenspezifische Werbung in ihren
konzessionierten Programmen unter Auflagen erlaubt sein soll. Dies stiess beim
Verlegerverband auf Unverstandnis. Durch diese Starkung der Admeira werde das Gebot
auf Rucksichtnahme auf die privaten Medien ausgehohlt, erklarte der Geschéaftsfihrer
des Verbands Schweizer Medien, Andreas Hauptli. *°

Neue Medien

Im Bereich des Jugendmedienschutzes Uberwies der Stdnderat im Mérz drei
Nationalratsmotionen: Er stimmte der Motion Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) zu, welche
die Schaffung gesetzlicher Grundlagen fir die Registrierungspflicht von Wireless-
Prepaid-Karten als Massnahme gegen Kinderpornografie im Internet verlangt. Damit
verbunden Uberwies er ein Postulat der Kommission flir Rechtsfragen (Po. 10.3097), die
den Bundesrat auffordert, eine umfassende Strategie zur Ermittlung von
Internetstraftatern vorzulegen. Im weiteren nahm er die Motionen von Norbert
Hochreutener, (cvp, BE) (Mo. 07.3870) und Evi Allemann (sp, BE) (Mo. 09.3422) an, die
ein Verkaufsverbot fur Killerspiele fordern. ®

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Die Initiative fiir eine Einheitskrankenkasse, welche die SP unterstitzt hatte, wurde bei
der Volksabstimmung im Marz mit 71% Nein deutlich abgelehnt. Die Parteileitung hatte
sich fur die Initiative urspringlich nicht engagieren wollen. Einige Parlamentarierinnen,
darunter Sommaruga (BE), Allemann (BE) und Fetz (BS), stellten nach der Abstimmung in
Frage, ob sich die SP wirklich gegen die als nachstes auf der Agenda stehende 5. IV-
Revision stellen und damit erneut eine Niederlage riskieren solle. Die Parteibasis hatte
der Parteileitung die Nein-Parole zur IV-Revision aufgezwungen. Das Nein der SP zur IV-
Revision wurde an der Delegiertenversammlung im Mérz in Locarno einstimmig bei vier
Enthaltungen bestatigt. *

Viel zu reden gab im Sommer der Vorschlag des Parteiprasidiums fur ein
Positionspapier zur Sicherheitspolitik. Dieses Papier war ausgearbeitet worden, als
eine interne Umfrage nach den nationalen Wahlen 2007 zeigte, dass viele Personen in
der SP-Basis die Behandlung des Themas Sicherheit durch die Partei als mangelhaft
betrachteten. Inhaltlich enthielt das nun vorgestellte Papier zwar wenig Neues,
weitgehend wurden bereits gesetzlich verankerte Massnahmen erwahnt. Die
verwendete Sprache - Begriffe wie ,Auslanderkriminalitdt® oder ,herumhéangende
Jugendliche™ - 16ste in Teilen der Partei jedoch Widerstand aus. Stéarker als bisher
wurden im Papier neben der Pravention auch einige repressive Massnahmen
beflirwortet, wie etwa punktuelle Videolberwachung, ein Verbot organisierter Bettelei,
Stadion- und Rayonverbote fir Hooligans und die rasche Ausweisung von
»Kriminaltouristen™. Insbesondere die Juso bezeichneten das Positionspapier deshalb
als zu repressiv. Weitere Kritiker argumentierten, dass sich die Sicherheitslage in der
Schweiz nicht verschlechtert habe und daher kein Grund fir eine Neupositionierung
der SP bestehe. Beflrwortende Stimmen wie diejenige der als Vorsteherin der
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zustandigen Fachkommission an der Ausarbeitung beteiligten Evi Allemann (BE)
bezeichneten das Papier dagegen als ausgewogen. Es wurde im September
Uberarbeitet. *

Linke und 6kologische Parteien

In der Verkehrspolitik wollten die Grinen ihre Position fir weniger Mobilitat
verteidigen. Bereits im Januar kindigte Co-Prasidentin Regula Rytz an, ein Referendum
zu unterstitzen, sollte der Bau einer zweiten Gotthardrohre beschlossen werden. Das
bis anhin von den Grlinen besetzte VCS-Préasidium wollte man ebenfalls nicht kampflos
der SP Uberlassen: neben der letztlich gewahlten Evi Allemann (sp, BE) trat deshalb auch
Aline Trede (gp, BE) an. Mitte April brachten die Griinen zudem die Idee eines
Gelegenheits-Halbtax-Abonnements in die Diskussion um die Preise im &ffentlichen
Verkehr ein. Die ,Bahnkarte 25" soll fur CHF 50 im Jahr die Bahnreisen um 25%
verbilligen. Damit wirden Anreize fir Gelegenheitszugfahrer gesetzt, die vermehrt auf
die Strasse ausweichen wirden, gab Regula Rytz, Co-Présidentin der Grinen in einem
Interview zu Protokoll. Eine &hnliche Idee war in Deutschland mit einigem Erfolg im Jahr
2002 eingefuhrt worden. Schliesslich forderten die Delegierten im November in einer
Resolution, dass bis 2050 nur noch Autos auf Schweizer Strassen fahren dirfen, die mit
grunem Strom fahren. Dies soll durch eine Erhdéhung der Auto-Importsteuer und der
Umwandlung von Parkplatzen in Standplatze mit Ladestationen erreicht werden.
Darlber hinaus misse moglichst rasch ein verursachergerechtes Mobility-Pricing
eingefuhrt werden. **

Verbiande
Verkehr

Beim Verkehrs-Club der Schweiz (VCS) stand 2013 ein Prasidiumswechsel an: Die griine
Politikerin Franziska Teuscher (BE) war im Vorjahr in den Gemeinderat Stadt Bern
gewahlt worden und verzichtete aus diesem Grund nebst ihrem Nationalratsmandat
auch auf das Spitzenamt beim VCS. Zur Nachfolge liessen sich die beiden
Nationalratinnen Evi Allemann (sp, BE) und Aline Trede (gp, BE) aufstellen. Beide hatten
langjahrige Erfahrungen in der Verkehrspolitik aufzuweisen: Allemann war seit 2004
Mitglied der parlamentarischen Verkehrskommission, Trede hatte vier Jahre lang die
Kampagnen des VCS geleitet. Von Aussenstehenden wurde der Unterschied zwischen
den Kandidatinnen hauptsachlich im Politikstil verortet: Trede gebe sich tendenziell
kampferischer und wolle den VCS mit starken Forderungen in der Verbéndelandschaft
pointierter positionieren. Allemann hingegen sei eher konsensorientiert und sehe den
Club als Dienstleistungserbringer, welcher pragmatisch agieren und Allianzen suchen
solle. Mitte April entschieden sich die VCS-Delegierten mit 47 von 74 Stimmen fur
Allemann als neue Prasidentin. Auf sie warteten gleich mehrere Dossiers, welche fur
den Verband von hoher Relevanz sind: die VCS-Initiative respektive FABI sowie der
Kampf gegen die zweite Gotthardréhre, gegen die sog. .Milchkuh-Initiative™ und gegen
die Preiserhohung der Autobahn-Vignette. *°
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